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Gesetzentwurf 
der Staatsregierung 

über die Gesundheits- und Veterinärlachverwaltung in Bayern (Gesetz 
über den öffentlichen Gesundheitsdienst - GDG) 

A) Problem 
Oie geltenden Rechtsvorschritten des Landesrechts über Organisation und 
Verfahren sowie über bestimmte Aufgabenbereiche der Gesundheits- und 
Veterinärfachverwaltung werden den heutigen Vollzugsbedürfnissen nicht 
mehr gerecht. Sie sind nicht nur über zahlreiche Einzelvorschriften ver­
streut und damit unüberschaubar geworden, sondern teilweise auch ver­
altet oder unsystematisch geordnet, teils perfektionistisch-überfrachtet, 
teils lückenhaft Musterbeispiel für eine unüberschaubare und veraltete, 
einerseits überperfektionierte, andererseits lückenhafte Regelung sind das 
50 Jahre alte, als Landesrecht fortgeltende Gesetz über die Vereinheitli­
chung des Gesundheitswesens vom 03. Juli 1934 (i.d.F. vom 01. August 
1968, BayRS 2120-1-1) und die hierzu im Jahre 1935 ergangenen drei 
Durchführungsverordnungen (jeweils i.d.F. vom 01. August 1968, BayRS 
2120-1-1, 2120-1-2-1 und 2120-1-3-1). Diese Vorschriften (neben zahlrei­
chen anderen) weisen den Gesundheitsämtern Aufgaben, vor allem im 
Bereich der Hygieneüberwachung, zu, ohne ihnen die zur Wahrnehmung 
dieser Aufgaben erforderlichen ausreichenden Befugnisse zu verleihen. 
Andererseits sind die organisationsrechtlichen Normen der Veterinär­
fachverwaltung systemfremd und für Außenstehende dementsprechend 
nur schwer erkennbar in einzelnen Vollzugsvorschriften des materiellen 
(Veterinär-) Rechts untergebracht. Darüber hinaus fehlt es an der erfor­
derlichen normativen Verklammerung aller fachlichen Disziplinen, wie sie 
im Interesse der gebotenen interdisziplinären Zusammenarbeit und damit 
letztlich im Interesse effektiver und zielgerichteter Aufgabenwahrnehmung 
in der öffentlichen Gesundheitspflege geboten ist. 

B) Lösung 
Der vorliegende Entwurf schafft einheitliche Grundlagen für Organisation 
und Verfahren der Gesundheits- und Veterinärfachverwaltung (öffentlicher 
Gesundheitsdienst) und weist insbesondere den Gesundheits- und Vete­
rinär3.mtern, soweit erforderlich und soweit nicht anderweitig geregelt, 
Aufgaben und Befugnisse zu. Der Entwurf orientiert sich an einer von der 
Konferenz der für das Gesundheitswesen zuständigen Minister und Se­
natoren der Länder auf ihrer 30. Sitzung am 14. und 15. Dezember 1972 in 

Hamburg beschlossenen „Richtlinie für Ländergesetze über das Ge­
sundheitswesen", legt dabei aber die gewachsene und bewährte Struktur 
des öffentlichen Gesundheitsdienstes in Bayern zugrunde. 

C) Alternative 
Keine 

D) Kosten 
Keine 
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Abschnitt 1 
Allgemeine Vorschriften 

Art. 1 
Aufgaben des öffentlichen Gesundheitsdienstes 

(1) Der öffentliche Gesundheitsdienst 

1. schützt und fördert die Gesundheit von Menschen 
und Tieren, 

2 beobachtet und bewertet die gesundheitlichen Ver­
hältnisse von Menschen und Tieren einschließlich der 
Auswirkungen von Umwelteinflüssen auf die Gesund­
heit. 
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3. wacht darüber, da6 die Anforderungen der Hygiene 
eingehalten werden mit dem Ziel, gesundheitliche 
Beeinträchtigungen oder Schädigungen von Men­
schen und Tieren zu vemeiden oder zu beseitigen, 

4. wirkt darauf hin, da6 übertragbare Krankheiten bei 
Menschen und Tieren verhütet und bekämpft werden, 

5. wirkt dabei mit, da6 die Anforderungen des Verbrau­
cherschutzes im Verkehr mit Lebensmitteln, Tabaker­
zeugnissen, kosmetischen Mitteln und sonstigen Be­
darfsgegensUlnden beachtet werden und die Sicher­
heit Im Verkehr mit Arzneimitteln, Betäubungsmitteln 
und Giften gewährleistet ist. 

(2) Der öffentliche Gesundheitsdienst berät andere Be· 
hörden In allen humanmedizinischen, tlermedlzlnlschen. 
pharmazeutischen oder chemischen Fachfragen, soweit 
nicht besondere Dienste der öffentlichen Verwaltung zu­
ständig sind. 

(3) Aufgaben nach anderen Rechtsvorschriften werden, 
soweit dort nichts Besonderes bestimmt ist, nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes erfüllt. 

(4) Die Behörden des öffentlichen Gesundheitsdienstes 
werden als Vollzugsbehörden nur tätig, wenn dies durch 
Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes besonders be­
stimmt ist. 

Art. 2 
Allgemeine staatliche Behörden 
des öffentlichen Gesundheitsdienstes 

(1) Allgemeine staatliche Behörden des öffentlichen Ge­
sundheitsdienstes sind: 

1. die staatlichen Gesundheitsämter, 

2. die staatlichen Veterlnärämter, 

3. die Regierungen, 

4. die Staatsministerien des Innern und für Arbeit und 
Sozialordnung als oberste Landesgesundheitsbehör­
den je für Ihren Geschäftsbereich und das Staats­
ministerium des Innern als oberste Landesveterinär­
behörde. 

(2) Ist in Rechts- oder Verwaltungsvorschriften die Zu­
ständigkeit von Amtsärzten oder von beamteten Arzten 
begründet, so sind die Gesundheitsämter zuständig: ist in 
Rechts- oder Verwaltungsvorschriften die Zuständigkeit 
von beamteten Tierärzten oder von Tierärzten der Veter1-
närämter begründet. so sind die Veterinärämter zuständig. 

(3) Die Leiter der staatlichen Gesundheitsämter und ihre 
Vertreter müssen die PrOfung für den höheren öffent­
lichen Gesundheitsdienst, die Leiter der staatlichen Ve­
terinärämter und ihre Vertreter die Prüfung für den amts­
tierärztllchen Dienst mit Erfolg abgelegt haben. 

Art. 3 
Besondere staatliche Behörden 
des öffentlichen Gesundheitsdienstes 

(1) •Die Landesuntersuchungsämter für das Gesund· 
heitswesen unterstützen die für den Vollzug gesundheits­
und lebensmlttelrechtllcher Vorschriften zuständigen 
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Behörden sowie die Gerichte, durch Vornahme human­
medizinischer, tiermedizinischer, chemischer, pharma­
zeutischer oder anderer Untersuchungen und durch Er­
stellen von Befunden und Gutachten. 2Sie sind dem 
Staatsministerium des Innern unmittelbar nachgeord­
net. 

(2) 'Die gerichtsärztl ichen Dienste (Landgerichtsärzte) 
bei den Landgerichten sind sachverständige Behörden 
für diese Gerichte und für die bei ihnen bestehenden 
Staatsanwaltschaften. 2Sie sind ferner sachverständige 
Behörden für die am Sitz des Landgerichts bestehenden 
Amtsgerichte und können als solche auch von anderen 
Gerichten und Staatsanwaltschaften der ordentlichen 
Gerichtsbarkeit in Bayern herangezogen werden. 3Die 
Leiter der gerichtsärztlichen Dienste werden vom Staats­
ministerium des Innern im Einvernehmen mit dem 
Staatsministerium der Justiz bestellt; in gleicher Weise 
können auch die Leiter der rechtsmedizinlschen Institute 
der Universitäten mit der Wahrnehmung der Aufgaben 
eines Landgerichtsarztes betraut werden. 4Die gerichts­
ärztlichen Dienste sind den Regierungen nachgeordnet. 

(3) 'Der polizeiärztliche Dienst ist eine Behörde des 
öffentlichen Gesundheitsdienstes, soweit er fOr die Be­
schäftigten der bayerischen Polizei und des Landesamts 
für Verfassungsschutz anstelle der Gesundheitsämter 
diejenigen Aufgaben wahrnimmt, die sich im Zusam­
menhang mit dem Dienst- und Tarifrecht ergeben. 'Aus 
Gründen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit kann je­
doch im Einzelfall das örtlich zuständige Gesundheits­
amt um Wahrnehmung dieser Aufgaben ersucht werden. 

14) Zur Abnahme der Apotheken und zu ihrer Überwa­
chung hinsichtlich der Sicherstellung einer ordnungsge­
mäßen Arznermrttelversorgung der Bevölkerung sollen 
sich die zuständigen Behörden sachverständiger Apothe­
ker bedienen. 'Die sachverständigen Apotheker werden 
durch die Regierung im Einvernehmen mit der Landes­
apothekerkammer bestellt und führen für die Dauer ihrer 
Bestellung die Bezeichnung „Pharmazierat". 3Die Auf­
wendungen für die Tätigkeit der Pharmazieräte trägt die 
Landesapothekerkammer, soweit sie nicht einem Drillen 
aufzuerlegen sind oder von einem Drillen nicht einge­
zogen werden können. 

Art. 4 

Kommunale Behörden des 
öffentlichen Gesundheitsdienstes 

(1) 'Krersfreie Gemeinden, die schon bisher die Auf­
gaben und Befugnisse von Gesundheits- und Veterinär­
ämtern sowie von Landesuntersuchungsämtern für das 
Gesundheitswesen wahrgenommen haben, nehmen 
diese als übertragene Angelegenheiten vorbehaltlich 
Absatz 2 auch weiterhin wahr. •Das gilt auch für die 
durch Rechtsverordnung nach Art. 17 Abs. 1 Nrn. 1 und 
2 zugewiesenen Aufgaben. 

(2) 'Die von der kreisfreien Gemeinde wahrzunehmen­
den Aufgaben (Absatz 1) können auf staatliche Gesund­
heits-, Veterinär- oder LandesuntersuchungsAmter für 
das Gesu ndheltswesen rückObertragen werden, wenn 

die kreisfreie Gemeinde die Gewahr fOr eine ordnungs­
gemäße Aufgabenerfüllung nicht mehr bietet, insbeson­
dere die dafür erforderliche Zahl geeigneter Ärzte oder 
Tierärzte (Art. 2 Abs. 3) sowie das sonst benötigte nicht· 
ärztliche Personal nicht mehr zur Verfügung steht; die 
Rückübertragung kann auch befristet werden, bis eine 
ordnungsgemäße Aufgabenerfüllung wieder gewährlei­
stet ist. 'Die Aufgaben nach Absatz 1 sind rückzuüber­
tragen, wenn die kreisfreie Gemeinde es beantragt. JOie 
Rückübertragung nach den Sätzen 1 und 2 erfolgt durch 
Rechtsverordnung (Art 17 Abs. 1 Nr 3). im Fall des Sat· 
zes 2 frühestens nach Ablauf von drei Jahren ni-l.ch Ar.­
tragstellung 

Art. 5 

Gutachten, Zeugnisse, Bescheinigungen 

Die Behörden des öffentlichen Gesundheitsdienstes 
nehmen im Einzelfall Untersuchungen und Begutachtun­
gen vor und erstellen hierüber Gutachten, Zeugnisse 
oder Bescheinigungen, wenn dies durch Gesetz oder 
Verordnung oder durch Verwaltungsvorschrift der Staats­
regierung, des Staatsministeriums des Innern oder 
durch Verwaltungsvorschrift, an deren Erlaß das Staats· 
ministerium des Innern mitgewirkt hat, vorgesehen ist. 

Art. 6 

Geheimhai tu ngsp f 1 ich ten 

(1) 1Die Behörden des öffentlichen Gesundheitsdienstes 
dürfen Geheimnisse, die Amtsangehörigen In der Eigen­
schaft als Arzt, Tierarzt oder als andere gemäß § 203 
Abs. 1 oder Abs. 3 des Strafgesetzbuches zur Wahrung 
des Berufsgeheimnisses verpflichtete Person 

- in Wahrnehmung der in Art. 11 genannten Aufgaben 
oder 

- im Zusammenhang mit einer Untersuchung oder Be­
gutachtung, der sich der Betroffene freiwillig unterzo­
gen hat, oder 

- bei einer Beratung von Tierhaltern im Rahmen des 
Art. 13 Abs. 1 Nr. 3 

anvertraut oder sonst bekanntgeworden sind, bei der Er­
füllung einer anderen Aufgabe als der, bei deren Wahr­
nehmung die Erkenntnisse gewonnen wurden, nicht ver­
werten. 'Ebenso dürfen die Behörden des öffentlichen 
Gesundheitsdienstes Geheimnisse, die den In Satz 1 ge­
nannten Personen außerhalb Ihres dienstlichen Auf­
gabenbereichs anvertraut oder sonst bekanntgeworden 
sind, bei der Erfüllung ihrer Aufgaben nicht verwerten. 
3Die Behörden des öffentlichen Gesundheitsdienstes 
dürfen Geheimnisse nach den Sätzen 1 und 2 nicht of­
fenbaren. •Persön!lche Gehelmhaltungspfllchten der 
Amtsangehörigen bleiben unberührt. 

(2) 'Absatz 1 gilt nicht, wenn der Betroffene in die Ver­
wertung oder sonstige Offenbarung ausdrOckllch oder 
den Umstanden nach eingewilligt hat oder die Verwer­
tung oder sonstige Offenbarung seinem mutmaßlichen 
Wiiien entspricht. •Absatz 1 gilt ferner gegenüber der 
zustAndigen Behörde nicht, wenn aufgrund einer Rechts­
vorschrift persönliche Melde- oder Anzelgepfllchten be­
stehen. lAbwelchend von Absatz 1 dürfen personenbe-
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zogene Daten der zuständigen Behörde mitgeteilt wer­
den, wenn dies zur Abwehr von Gefahren für Leben oder 
Gesundheit Dritter erforderlich ist; der Betroffene soll 
hierauf hingewiesen werden. -4Personenbezogene Daten 
dürfen der zuständigen Behörde auch zum Schutze des 
Betroffenen unter den Voraussetzungen des Art. 1 Abs. 
1 Satz 2 des Unterbringungsgesetzes (BayRS 2128-1-1) 
mitgeteilt werden. 

Art. 7 
Zusammenwirken 

(1) 1 Die Behörden des öffentlichen Gesundheitsdienstes 
beteiligen und unterstützen sich gegenseitig sowie 
andere Behörden, soweit dies durch Rechtsvorschrift an­
geordnet ist oder zur rechtmäßigen Erfüllung der gesetz· 
liehen Aufgaben der unterstützten Behörde erforderlich 
ist. 'Sie unterrichten die zuständigen Verwaltungsbehör· 
den, wenn ihnen bei Wahrnehmung ihrer Aufgaben Ver­
stöße gegen Vorschriften des öffentlichen Gesundheits· 
rechts bekannt werden. 3Außer in den Fällen des Satzes 
2 dürfen die Behörden des öffentlichen Gesundheits­
dienstes personenbezogene Daten an die zuständigen 
Behörden nur übermitteln 

1. in den Fällen des Art. 6 Abs. 2, 

2. für Zwecke, zu deren rechtmäßiger Erfüllung sie er­
hoben wurden, oder 

3. wenn die Weitergabe durch Rechtsvorschrift aus· 
drücklich zugelassen ist. 

(2) 1Die übrigen Behörden beteiligen und unterstützen 
ihrerseits die Behörden des öffentlichen Gesundheits· 
dienstes in allen Angelegenheiten, die fQr die rechtmäßi· 
ge Erfüllung von deren gesetzlich zugewiesenen Auf· 
gaben bedeutsam sind; insbesondere beteiligen und un· 
terstützen sie das zuständige Gesundheits· und Veteri· 
naramt bei örtlichen Planungsvorhaben, die für die Ge· 
sundheit von Menschen oder Tieren von Bedeutung sind. 
'Sie unterrichten ferner die zu beteiligenden Behörden 
des öffentlichen Gesundheitsdienstes Ober den Inhalt 
der getroffenen Entscheidungen, soweit dies zu deren 
Aufgabenerfüllung erforderlich ist. 

(3) Geheimhaltungspflichten nach anderen Rechtsvor· 
schritten bleiben unberührt. 

Abschnitt II 
Gesundheitsämter 

Art. 8 
Überwachung von Einrichtungen 

'Die Gesundheitsämter überwachen 

1. Krankenhäuser im Sinn des § 2 Nr. 1 des Kranken· 
hausfinanzierungsgesetzes, Entbindungsheime und 
Einrichtungen im Sinn des§ 30 der Gewerbeordnung, 

2. Einrichtungen der medizinischen Rehabilitation, des 
Kurwesens und der Heilquellen, 

3. Einrichtungen des Rettungs· und des Luftrettungs­
dienstes mit Ausnahme der Rettungsleitstellen sowie 
Einrichtungen des gewerblichen Krankentransport· 
wesens, 

4. Blutspendeeinrichtungen, 

5. Schulen und sonstige Einrichtungen im Sinn des 
Sechsten Abschnitts des Bundes-Seuchengesetzes, 

6. öffentlich zugängliche Sportstätten Bäder und Bade· 
plätze und Kinderspielplätze 

7. Anlagen zur Trinkwasserversorgung, Abwasser- und 
Abfallbeseitigung elnschlleßllch öffentlicher Bedürf· 
nisanstalten, 

8. Beherbergungsstatten, Camping· und lelttager· 
plätze, 

9. Häfen und Flughäfen sowie 

10. Einrichtungen des Bestattungswesens 

auf die Einhaltung der Anforderungen der Hygiene (Art. 
1 Abs. 1 Nr. 3). 'Zusätzlich erstreckt sich die Über­
wachung der in Satz 1 Nrn. 1 una 2 genannten Einrich· 
tungen auf die Beachtung des öffentlichen Heilberufs· 
rechts, die Überwachung der in Satz 1 Nr. 9 genannten 
Einrichtungen auf die Beachtung der Internationalen Ge­
sundheitsvorschriften nach Maßgabe der hierzu ergan· 
genen Rechtsvorschriften des Bundes. 'Praxen von Ärz· 
ten, Zahnärzten und Angehörigen gesetzlich geregelter 
nichtärztlicher Heilberufe sowie die im Sanitätsdienst 
eingesetzten Einrichtungen des Katastrophenschutzes 
können überwacht werden, wenn Anhaltspunkte dafür 
vorliegen, daß die Anforderungen der Hygiene dort nicht 
eingehalten werden. 

Art. 9 
Befugnisse 

(1) 1zur Durchführung der Überwachungsaufgaben nach 
Art. 8 sind die beauftragten Bediensteten der Gesund· 
heitsamter befugt, 

1. von natürlichen und juristischen Personen und von 
nicht rechtsfähigen Personenvereinigungen alle er· 
forderlichen Auskünfte zu verlangen, 

2. Grundstocke, Räume, Anlagen und Einrichtungen, 
die der Überwachung nach Art. 8 unterliegen, w&h· 
rend der üblichen Betriebs· und Geschäftszeit zu be· 
treten und zu besichtigen. Zur Verhütung dringender 
Gefahren für Leben oder Gesundheit Dritter dürfen 
diese Grundstocke, Raume, Anlagen und Elnrlchtun· 
gen außerhalb der Obllchen Betriebs· und Geschäfts· 
zeit sowie Wohnräume der nach Absatz 3 Verpflichte· 
ten betreten werden. Das Grundrecht der Unverletz­
lichkeit der Wohnung (Art. 13 des Grundgesetzes, 
Art. 106 Abs. 3 der Verfassung) wird Insoweit ein· 
geschränkt; 

3. Gegenstande zu untersuchen, Proben zu entnehmen, 
Bacher und sonstige Unterlagen einzusehen und dar­
aus Abschriften oder Ablichtungen zu fertigen und 

4. vorläufige Anordnungen zu treffen, soweit dies zur 
VerhOtung dringender Gefahren für Leben oder Ge­
sundheit Dritter geboten Ist. 
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'Zur Durchsetzung der Befugnisse nach Satz 1 Nrn. 1 
bis 3 sowie zur Beseitigung festgestellter und zur Ver­
hütung künftiger VerstöBe bei der Überwachung nach 
Art. 8 kann die Kreisverwaltungsbehörde Anordnungen 
erlassen. 'Im Fall des Satzes 1 Nr. 4 hat das Gesund­
heitsamt die Kreisverwaltungsbehörde unverzüglich von 
der Anordnung zu unterrichten. 40ie Kreisverwaltungs­
behörde kann die Anordnung ändern oder aufheben. 
'Wird die Anordnung nicht innerhalb von zwei Arbeits­
tagen nach der Unterrichtung aufgehoben, so gilt sie als 
von der Kreisverwaltungsbehörde getroffen. 

(2) 'Personen, die zur DurchfOhrung der Überwachungs­
aufgaben nach Art. 8 Auskünfte geben können, sind ver­
pflichtet, auf Verlangen die erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen. 'Der zur Auskunft Verpflichtete kann die Aus­
kunft auf solche Fragen verweigern, deren Beantwor­
tung ihn selbst oder einen der in§ 383 Abs. 1 Nrn. 1 bis 
3 der ZivilprozeBordnung bezeichneten Angehörigen der 
Gefahr strafrechtlicher Verfolgung oder eines Verfah­
rens nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aus­
setzen worde. 

(3) 1Die Inhaber der tatsächlichen Gewalt der in Absatz 
1 Satz 1 genannten Grundstücke, Räume, Anlagen, Ein­
richtungen und Gegeostände sind verpflichtet, diese 
den mit der Überwachung beauftragten Personen auf 
Verlangen zu bezeichnen und zu öffnen, die erforderli­
chen Bücher und sonstigen Unterlagen vorzulegen, die 
Entnahme der Proben zu ermöglichen und ähnliche Un­
terstützungshandlungen vorzunehmen. 'Absatz 2 Satz 2 
gilt für die Vorlage von Urkunden entsprechend. 

Art. 10 
Berufsaufsicht; Anzeigepflichten 

(1) 'Die Gesundheitsämter verständigen die zuständigen 
Behörden oder Berufsvertretungen, wenn Ärzte, Zahn­
ärzte oder Apotheker ihres Bereichs ihre Befugnisse 
nicht einhalten oder ihre sonstigen öffentlich-recht­
lichen Berufspflichten nicht erfüllen. 'Das gilt mit Aus­
nahme der veterinärmedizinisch-technischen Assisten­
ten und Assistentinnen für die Angehörigen der sonsti­
gen gesetzlich geregelten nlchtärzt\lchen Heilberufe 
entsprechend, soweit diese Personen ihren Beruf aus­
üben, sowie für selbständig tätige Desinfektoren. 'Die 
Gesundheitsämter achten ferner darauf, daB niemand 
unerlaubt die Heilkunde ausübt. 

(2) 'Die Angehörigen der gesetzlich geregelten nichtärzt­
lichen Heilberufe im Sinn von Absatz 1 Satz 2 haben Be­
ginn und Beendigung einer selbständigen Berufsaus­
übung unverzüglich dem fOr den Ort der Niederlassung 
zuständigen Gesundheitsamt anzuzeigen. 'im Fall des 
Beginns der Berufsausübung ist 

1. die Anschrift der Niederlassung anzugeben und 

2. die Berechtigung zur Ausübung des Berufs oder zur 
Führung der Berufsbezeichnung nachzuweisen. 

'Anzuzeigen sind auch Änderungen der Niederlassung. 

Art. 11 
Gesundheitliche Aufklärung und Beratung 

(1) 'Die Gesundheitsämter klären die Bevölkerung in 
Fragen der körperlichen, geistigen und seelischen Ge­
sundheit auf und beraten sie Ober Gesunderhaltung und 
Krankheitsverhütung. 'Auf den Gebieten der Gesund· 
heitsvorsorge und der Gesundheitshilfe bieten die Ge­
sundheitsämter neben den ihnen sonst durch Rechtsvor­
schrift zugewiesenen Aufgaben insbesondere folgende 
Dienste an: 

1. Familienberatung und Beratung bei der Familienpla­
nung einschließlich der Beratung Schwangerer Ober 
Dienste und Einrichtung zur Vermeidung, Erkennung 
und Beseitigung von Gesundheitsgefahren während 
der Schwangerschaft; 

2. gesundheitliche Beratung fOr Menschen, die an einer 
Sucht oder an einer psychischen Krankheit oder an 
einer Behinderung leiden, von ihr bedroht oder da­
durch gefährdet sind, Ober Personen, Einrichtungen 
und Stellen, die vorsorgende, begleitende und nach­
sorgende Hilfen gewähren können; 

3. gesundheitliche Beratung für Menschen, die an einer 
übertragbaren Krankheit leiden, von ihr bedroht oder 
dadurch gefährdet sind, Ober Personen, Einrichtun­
gen und Stellen, die gesundheitliche Hilfe gewähren 
können, und Ober Schutz- und VorbeugemaBnahmen. 

(2) Die Gesundheitsämter unterstützen Bestrebungen zur 
Förderung der Gesundheitspflege und Gesundheitsvor­
sorge und wirken insbesondere bei der Förderung der In­
dividualhygiene und des Breitensports mit. 

Art. 12 
Gerichtsärztliche Aufgaben; vollzugsärztlicher Dienst 

(1) Den Gesundheitsämtern obliegt die Wahrnehmung 
der Aufgaben der ger\chtsärztllchen Dienste, soweit 
nicht Landgerichtsärzte zuständig sind oder herangezo­
gen werden (Art. 3 Abs. 2 Sätze 1 und 2). 

(2) Soweit nicht andere Ärzte oder Landgerichtsärzte zur 
Verfügung stehen, obliegt der vollzugsärztliche Dienst 
bei den Justizvollzugsanstalten den Ärzten der Gesund­
heitsämter. 

Abschnitt III 
Veterinärämter 

Art. 13 
Allgemeine Aufgaben 

(1) Die Veterinärämter wirken mit 

1. beim Schutz der Bevölkerung 

a) vor Gefährdung und Schädigung der mensch-
lichen Gesundheit 

b) vor Täuschung und lrrefOhrung 

im Verkehr mit Lebensmitteln und sonstigen Erzeug­
nissen tierischer Herkunft, 
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2. bei der Verhütung und Bekämpfung übertragbarer 
Tierkrankheiten, 

3. an der Entwicklung und Erhaltung eines gesunden, 
leistungsfähigen Bestandes an Nutztieren, 

4. beim Schutz der Tiere und 

5. bei der Überwachung der Beseitigung von Tierkör­
pern. Tierkörperteilen und Erzeugnissen im Sinn des 
§ 1 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 des Tlerkörperbeseitigungsge­
setzes vom 2. September 1975 (BGBI 1 S. 2313, ber. 
S. 2610). 

12) Die Veterinärämter unterstützen Bestrebungen zur Er­
haltung und Verbesserung des Schutzes und der Ge­
sundheit der Tiere sowie der hygienischen Wertigkeit der 
vom Tier stammenden Lebensmittel. 

Art. 14 
Überwachung; Berufsaufsicht; Anzeigepflichten 

(1) 1 Praxen von Tierärzten und Tierkliniken können von 
den Veterinärämtern überwacht werden, wenn Anhalts­
punkte dafür vorliegen, daß die Anforderungen der 
Hygiene dort nicht eingehalien werden. 'Art. 9 gilt ent­
sprechend. 

(2) 1Die Veterinärämter verständigen die zuständigen Be­
hörden oder Berufsvertretungen, wenn Tierärzte ihres 
Bereichs ihre Befugnisse nicht einhalten oder ihre son~ 
stigen öffentlich-rechtlichen Berufspflichten nicht erfül­
len. 2Das gilt für Personen, die gewerbsmäßig Tiere be­
handeln, ohne Tierarzt zu sein, sowie fOr veterinärmedi­
zinisch-technische Assistenten und Assistentinnen ent­
sprechend, wenn diese ihren Beruf ausüben. 'Art. 10 
Abs. 2 findet auf selbständig tätige veterinärmedizi­
nisch-technische Assistenten und Assistentinnen ent­
sprechend Anwendung. 

Abschnitt IV 
Schi ußvorschriften 

Art. 15 
Benutzungsgebühren; 
Kostentragung in besonderen Fällen 

(1) 'Die staatlichen Behörden des öffentlichen Gesund­
heitsdienstes erheben für ihre Inanspruchnahme Gebüh­
ren und Auslagen (Benutzungsgebühren) nach Maßgabe 
einer auf Grund Art. 25 des Kostengesetzes erlassenen 
Rechtsverordnung. 'BenutzungsgebOhren werden nicht 
erhoben für Aufklärung und Beratung, insbesondere bei 
Wahrnehmung der Aufgaben nach Art. 8, 11 und 13. 

121 1 Die Kosten im Vollzug des§ 5 Abs. 2, des§ 22 Abs. 5 
und des § 26 des Gesetzes zur Bekämpfung der Ge­
schlechtskrankheiten (GeschlKrG) vom 23. Juli 1953 
(BGBI 1 S. 700) in seiner jeweils geltenden Fassung tref­
fen den Träger des Gesundheitsamtes; das Staatsmini­
sterium des Innern setzt durch Rechtsverordnung die 
Höhe der Kosten fest. 'Die aus öffentlichen Mitteln auf­
zubringenden Kosten der DurchfOhrung des § 22 Abs. 1 
Nr. 3 sowie der Absatze 6 und 9 GeschlKrG tragen die 
überörtlichen Träger der Sozialhilfe. 

(3) Hinsichtlich der von den Landgerichtsärzten für ihre 
Inanspruchnahme zu erhebenden Benutzungsgebühren 
nach Absatz 1 Satz 1 bedarf eine Rechtsverordnung nach 
Art. 25 Abs. 1 des Kostengesetzes des Einvernehmens 
mit dem Staatsministerium der Justiz. 

Art. 16 
Ordnungswidrigkeiten 

Mit Geldbuße bis zu fünftausend Deutsche Mark kann 
belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. im Zusammenhang mit der Überwachung von Einrich­
tungen nach Art. 8 oder Art. 14 Abs. 1 Satz 1 

a) eine Auskunft nach Art. 9 Abs. 2 Satz 1 nicht, nicht 
rechtzeitig, nicht vollständig oder nicht richtig er­
teilt, 

b) entgegen Art. 9 Abs. 3 Satz 1 die mit der Überwa­
chung beauftragten Personen nicht unterstützt 
oder 

2. die nach Art. 10 Abs. 2 und Art. 14 Abs. 2 Satz 3 vorge­
schriebenen Anzeigen nicht, nicht rechtzeitig, nicht 
vollständig oder nicht richtig erstattet. 

Art. 17 
Ermächtigungen 

(1) Das Staatsministerium des Innern wird ermächtigt. im 
Einvernehme·n mit den Staatsministerien der Justiz, der 
Finanzen, für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
und fOr Arbeit und Sozialordnung, soweit deren Ge­
schäftsbereiche betroffen sind, durch Rechtsverordnung 

1. den Gesundheits- und Veterinärämtern Im Rahmen 
der allgemeinen Aufgabenstellung (Art. 1 Abs. 1 und 
Abs. 2) besondere Aufgaben zuzuweisen, 

2. den Landesuntersuchungsämtern für das Gesund­
heitswesen Aufgaben der in Art. 3 Abs. 1 bezeichne­
ten Art, auch außerhalb des Gesundheitswesens, zu­
zuweisen; dabei kann festgelegt werden, daß 

a) bestimmte Lebensmittel, Tabakerzeugnisse, kos­
metische Mittel und Bedarfsgegenstände oder 
daß 

b) Lebensmittel, Tabakerzeugnisse, kosmetische Mit­
tel und Bedarfsgegenstände nach bestimmten Ver­
fahren oder auf bestimmte Stoffe 

nur von einem Landesuntersuchungsamt, auch für 
den Zuständigkeitsbereich des Trägers eines kommu­
nalen Untersuchungsamtes, zu untersuchen und zu 
begutachten sind, 

3. Aufgaben kommunaler Behörden auf staatliche Be­
hörden zurückzuObertragen (Art. 4 Abs. 2), 

4. die Aufgaben der gerichtsärztlichen Dienste im Rah­
men ihres Auftrags nach Art. 3 Abs. 2 zu bestimmen, 
ihnen weitere den Gesundheitsämtern obliegende 
Aufgaben im Bereich der Justiz, die Wahrnehmung 
des vollzugsärztllchen Dienstes bei den Justlzvoll-
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zugsanstalten sowie Aufgaben im Vollzug des § 24 a 
des Straßenverkehrsgesetzes zuzuweisen und Vor­
schriften Ober die Aufgabenerfüllung zu erlassen so­
wie 

5. die Gesundheitsämter bei Bedarf mit der Wahrneh­
mung von Aufgaben der Landgerichtsärzte zu beauf­
tragen. 

(2) Das Staatsministerium des Innern wird ferner er­
mächtigt. durch Rechtsverordnung 

1. die zuständigen Behörden zum Vollzug 

a) der Bundesärzteordnung in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 14. Oktober 1977 (BGBL 1 S. 
1885) in ihrer jeweils geltenden Fassung, 

b) des Gesetzes Ober die Ausübung der Zahnheilkun­
de vom 31. März 1952 (BGBI 1 S. 221) in seiner je­
weils geltenden Fassung, 

c) arznei- und betäubungsmittelrechtlicher Vorschrif· 
ten des Bundes, 

d) des Tierschutzgesetzes vom 24. Juli 1972 (BGBI 1 S. 
1277) in seiner jeweils geltenden Fassung und son­
stiger tierschutzrechtlicher Vorschriften des Bun­
des, 

e) des Gesetzes zur Bekämpfung der Dasselfliege 
vom 28. April 1967 (BGBI 1 S. 507) in seiner jeweils 
geltenden Fassung und 

f) des Gesetzes Ober das Apothekenwesen vom 15. 
Oktober 1980 (BGBI 1 S. 1993) In seiner jeweils gel­
tenden Fassung und der Verordnung Ober den Be­
trieb von Apotheken (Apothekenbetriebsordnung) 
vom 7. August 1968 (BGBI 1 S. 939) in ihrer jeweils 
ge!tenden Fassung 

zu bestimmen sowie 

2. zur Durchführung von bundesrechtllchen Vorschriften 
und von Richtlinien des Rates der Europäischen Wirt­
schaftsgemeinschaft zur Regelung gesundheitlicher 
Fragen beim Handelsverkehr mit frischem Geflügel­
fleisch nähere Bestimmungen Ober die fachlichen An­
forderungen an Geflügelfleischkontrolleure zu erlas­
sen. insbesondere Ober 

- die Zulassung zu den L.ehrgangen, 
- die Kenntnisse und Fertigkeiten, die Gegenstand 

der Lehrgänge und der Eignungsprüfung sind, 
- das Verfahren für die Eignungsprüfung und 
- die Nachprüfung. 

Art. 18 
Änderung von Rechtsvorschriften 

(1) Art. 2 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 bis 4 des Gesetzes Ober 
den Vollzug des Tierseuchenrechts (BayRS 7831-1-1) wer­
den aufgehoben. 

(2) Art. 2 des Gesetzes Ober den Vollzug des Lebensmit­
telrechts (BayRS 2125-1-1) erhält folgende Fassung: 

.. Art. 2 

Sachverständige 

1oie zuständigen Behörden werden durch Sachver­
ständige unterstützt. 2Näheres wird durch Rechtsver­
ordnung des Staatsministeriums des Innern bestimmt·· 

(3) Art. 2 Abs. 4 des Gesetzes zur Ausführung des Tier­
körperbeseitigungsgesetzes (BayRS 7831-1-4-1) erhält 
folgende Fassung: 

.. (4) Zur Überwachung der Hygiene können sich die 
Regierung und die Kreisverwaltungsbehörde des Vete­
rinäramts bedienen (Art. 1 Abs. 1 Nr. 3 des Gesetzes 
über den öffentlichen Gesundheitsdienst)." 

(4) In Art. 57 Abs. 1Satz1 des Bayerischen Gesetzes über 
das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayRS 2230-1-1-
K) werden die Worte .,nach Maßgabe der gesetzlichen 
Bestimmungen" gestrichen. 

Art. 19 
Inkrafttreten; Aufhebung von Rechtsvorschriften 

(1) Dieses Gesetz tritt am ... in Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft: 

1. Das Gesetz Ober die Vereinheitlichung des Gesund­
heitswesens (BayRS 2120-1-1). 

2. die erste Durchtohrungsverordnung zum Gesetz Ober 
die Vereinheitlichung des Gesundheitswesens 
(BayRS 2120-1-1-1), 

3. die zweite Durchführungsverordnung zum Gesetz 
Ober die Vereinheitlichung des Gesundheitswesens 
= Dienstordnung - Allgemeiner Tell (BayRS 
2120-1-2-1), 

4. die Dritte Durchtohrungsverordnung zum Gesetz 
Ober die Vereinheitlichung des Gesundheitswesens 
= Dienstordnung tor die Gesundheitsämter - Be­
sonderer Teil (BayRS 2120-1-3-1), 

5. das Gesetz Ober den gerichtsArztlichen Dienst 
(BayRS 2120-4-1), 

6. das Gesetz zur Ausführung des Gesetzes zur Be­
kämpfung von Geschlechtskrankheiten - AGGKrG 
- (BayRS 2126-3-1), 

7. das Gesetz zur Ausführung des Gesetzes zur Be­
kämpfung der Dasselfliege (BayRS 7831-2-1), 

8. das Gesetz zur Austohrung des Gesetzes Ober das 
Apothekenwesen - AGApG - (BayRS 2121-1-1-1), 

9. das Gesetz Ober die Zuständigkeit zur Festlegung der 
fachlichen Anforderungen an Geflagelfleischkontrol­
leure (BayRS 2125-7-3-1), 

10. das Gesetz Ober Zustandigkelten zum Vollzug bun­
desrechtlicher Vorschriften Im Bereich des Tierschut­
zes (BayRS 7833-1-1), 

11. das Gesetz Ober Zustlndlgkelten Im Arznei- und Be­
täubungsmittelrecht (BayRS 2121-2-1-1), 

12. das Gesetz zur AusfOhrung des Gesetzes Ober die 
Ausübung der Zahnheilkunde vom 6. Dezember 1983 
(GVBI S. 1043) und 

13. die Verordnung zur Austohrung der Bundesärzteord­
nung und der Approbationsordnung für Ärzte - AV­
BÄO - (BayRS 2122-2-1). 
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1. 

1 , 

B*Qründung 

Allgemeines 

Neben der in unterschiedlicher Trägerschaft stehenden 
individuellen ambulanten und stationären Krankenver­
sorgung nimmt auf dem Gebiet der Gesundheitspflege 
spätestens seit dem beginnenden 19. Jahrhundert der 
Staat eine Reihe von Aufgaben wahr, die im Offentlichen 
Interesse liegen. 

Dazu gehören zunächst die zahlreichen gesundheitspo­
lizeilichen Fachaufgaben im Rahmen des Offentlichen 
Gesundheitsrechts. Sie zielen ab auf den Schutz der All· 
gemeinheit vor gesundheitlichen Gefahren fOr Men· 
sehen und Tier, wobei der Tiergesundheitsschutz nicht 
nur ethischer und wirtschaftlicher Selbstzweck, son­
dern Ober die Ernährung und im Hinblick auf vom Tier 
auf den Menschen und umgekehrt übertragbare Krank­
heiten (Zoonosen) letztlich auch immer Schutz der 
menschlichen Gesundheit Ist Wahrgenommen werden 
diese Fachaufgaben von der Gesundheitsfachverwal­
tung und der Veterinärfachverwaltung als den beiden 
Säulen Offentlicher Gesundheitspflege. Integraler Be­
standteil dieser Fachverwaltungen ist je nach Auf· 
gabenstellung auch das Offentliche Pharmaziewesen, 
der gerichtsä.rztliche, der pollzelärztliche Dienst (einge­
schränkt) und im weiteren Sinne auch der Verbraucher· 
schutz beim Verkehr mit Lebensmitteln und Bedarfsge­
genständen. Der Gesundheitsfachverwaltung obliegt 
darüber hinaus nach geltendem Recht eine Reihe von 
Aufgaben staatlicher Daseinsvorsorge auf dem Gebiet 
der Gesundheitshilfe, die - in Abgrenzung zu den be· 
sonderen, im Sozialrecht vorgesehenen gesundheitli­
chen Hilfen - darin besteht, der Allgemeinheit und 
dem einzelnen Bürger Hilfe zur KrankheitsverhOtung 
und zur Gesunderhaltung durch Aufklärung und Bera· 
tung anzubieten. 

1.2 Eine moderne verantwortungsbewußte Gesundheitspo· 
litik muß dafür sorgen, daß eine so verstandene, vor 
allem auf das Gebiet der Prävention bezogene umfas· 
sende öffentliche G.esundheltspflecie organisch in das 
Gesamtsystem unseres Gesundheitswesens eingeord· 
net wird. 

1.2.1 Der Au.fgabenbereich der Gesundheits· und Veterina.r­
fachverwaltung ergibt sich zu einem großen Teil aus den 
einzelnen Gebieten des meist bun(les·, teils auch lan­
desrechtlich geregelten materiellen Offentlichen Ge­
sundheitsrechts und den hierzu jewteils ergangenen Zu· 
ständigkeitsregelungen; er besteht vornehmlich in der 
fachlichen Mitwirkung beim Vollzug dieser Rechtsvor­
schriften durch die zuständigen Verwaltungsbehörden. 

1.2.2 Die Gesundheitsämter haben allerdings auch spezifi· 
sehe originäre Aufgaben des Gesundheitsschutzes -
insbesondere auf dem Gebiet der allgemeinen Hygiene 
- und der Gesundheitshilfe wahrzunehmen. 

Grundlage hierfür sind das als Landesrecht fortgelten­
de Gesetz ober die Vereinheitlichung des Gesundheits­
wesens - GesVereinhG - (BayRS 2120-1-1) und die hier· 
zu ergangenen drei Durchführungsverordnungen - DV­
GesVereinhG - (BayRS 2120-1-1-1, BayRS 2120-1·2·1, 
BayRS 2120·1·3-1), deren Wurzeln wiederum bis zu den 
Anfängen systematischer medlzinatpolizeilicher Ge­
setzgebung zurückreichen (vgl. für Bayern etwa das 
.,Organische Edikt Ober das Medlzinalwesen im KOnig· 
reiche" vom 28. September 1808, RBI. Sp. 2189). Darüber 
hinaus enthalten die genannten Rechtsvorschriften 
Regelungen zur Organisation und zum Verfahren der 
Gesundheitsämter. 

1.2.3 Dieses Recht der Gesundheitsfachverwaltung ist einer· 
seits perfektionistisch überfrachtet, andererseits ist es 
durch mehrere nachkonstltutionelle Rechtsbereinigun· 
gen und Rechtsänderungen unüberschaubar geworden, 
teils ist es inhaltlich veraltet, teils aber auch insofern 
IOckenhaft, als es keine ausreichenden Befugnisse ent· 
hält, wie sie zur Wahrnehmung und Durchsetzung der 
hiernach begründeten Schutzaufgaben durch die Ge· 
sundheitsAmter notwendig und nach rechtsstaatlichen 
Anforderungen geboten sind. 

1.2.4 Aus all diesen Granden hat die Konferenz der für das 
Gesundheitswesen zustAndigen Minister und Senato· 
ren der Länder (Gesundheitsministerkonferenz) auf ihrer 
26. Sitzung am 15. und 16. Oktober 1970 in Berlin be· 
schlossen, den heutigen Erfordernissen angepaßte ein· 
heitliche neue Rechtsgrundlagen Ober Organisation 
und Ober die genannten originAren Aufgaben der Ge· 
sundheitsfachverwaltung zu schaffen. Sie hat gleiC.h· 
zeitig eine Arbeitsgruppe der Arbeitsgemeinschaft der 
leitenden Medizinalbeamten beauftragt, Grundsätze 
für gesetzliche Neuregelungen der Länder auf diesem 
Gebiet zu erarbeiten. Der von dieser Arbeitsgruppe vor­
gelegten „Richtlinie tor Ländergesetze Ober das Ge· 
sundheitswesen" hat die Gesundheitsministerkonfe­
renz auf ihrer 30. Sitzung am 14. und 15. Dezember 1972 
in Hamburg zugestimmt und sich dafar ausgesprochen, 
da6 

- die genannte Richtlinie die Grundlage für vorzule· 
gende Ländergesetze bildet, 

bei Anpassung der Richtlinie an die verfassungsmä­
ßige Ordnung eines jeden Landes Zielsetzung und 
materieller Inhalt soweit wie mOglich erhalten blei· 
ben und 

- die Richtlinie den jeweiligen Verhältnissen entspre· 
chend erweitert wird. 

Die Länder Berlin (Gesetz vom 28. Juli 1980, GVBI S. 
1495) und Schleswig-Holstein (Gesetz vom 26.03.1979, 
GVBI SchL-H., S. 244) haben entsprechende Landesge­
setze bereits erlassen. In anderen Ländern sind Gesetz· 
gebungsvorbereitungen im Gange. 

1.2.5 Anders als fOr die Gesundheitsfachverwaltung Im enge­
ren Sinn (insbesondere GesundheitsAmter) sind 
organisatlons· und verfahrensrechtliche Regelungen 
fOr die klassische Veterinärfachverwaltung (insbeson­
dere Veterlnlrlmter), for die Landesuntersuchungslm· 
ter und for Pharmazierate syatemfremd und fOr Außen· 
stehende nur schwer erkennbar in den Vollzugsvor­
ten zu den jeweiligen Bereichen des materiellen Offent· 
liehen Gesundheitsrechts untergebracht. Lediglich der 
gerichtsArztliche Dienst (landgerichtsArzte) beruhte 
bisher schon auf zusammengefaßten eigenstlndigen 
organisatlons- und verfahrensrechtllchen Grundlagen. 

1.3 Der vorliegende Entwurf orientiert sich zunä.chst an der 
erwähnten „Richtlinie", verzichtet im Unterschied dazu 
aber grundsatzllch auf die deklaratorlsche Wiedergabe 
all jener Aufgaben, die sich bereits aus anderen Bestlm· 
mungen des Offentllchen Gesundheitsrechts oder des 
sonstigen Verwaltungsrechts fOr die Gesundheits· und 
Veterinärfachverwaltung ergeben. Abweichend von der 
Richtlinie trennt der Entwurf auch streng zwischen 
Fachaufgaben und Vollzugsaufgaben. Dies entspricht 
der Gliederung der Offentlichen Verwaltung In Bayern In 
Vollzugs- und Fachbehörden. Vollzugsbehörden sind 
Adressaten des Entwurfs grundsltzllch nur dort, wo es 
um das Zusammenwirken zwischen der Vollzugsverwal· 
tung und den in Rede stehenden Fachverwaltungen 
geht (Art. 7 Abs. 2). Anders als In der Richtlinie vorge· 
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sehen, erfaßt der Entwurf nicht nur die Gesundheits­
fachverwaltung im engeren Sinne, sondern - wie be· 
reits ausgeführt - alle mit der Wahrnehmung von Auf­
gaben nach Art. 1 Abs. 1 und Abs. 2 befaßten Dienste 
(vgl. Art. 2 und 3). Namentlich gehört hierzu die Veteri­
närfachverwaltung, zumal diese Ober den gesundheitli­
chen Verbraucherschutz beim Verkehr mit Lebensmit­
teln tierischer Herkunft, Ober ihre Aufgaben im Bereich 
der Hygiene und der Tierarzneimittel (vgl. Erl. 2.13.1) so· 
wie aufgrund ihrer bedeutenden Rolle bei der Verhütung 
und Bekämpfung von Zoonosen (vgl. Erl. 1.1) enge fach­
liche Bezüge zur Gesundheitsfachverwaltung hat. Der 
Begriff des öffentlichen Gesundheitsdienstes, der alle 
Dienste der Gesundheits. und Veterinärtachverwaltung 
umfaßt, wurde nicht nur im Interesse der systemati· 
sehen Ordnung des Entwurfs gewählt, er soll vor allem 
auch den gemeinsamen Zweck aller im Entwurf genann· 
ten Behörden verdeutlichen. Ganz allgemein ist in 
diesem Zusammenhang festzuhalten, daß die fachliche 
Zusammenarbeit aller betroffenen Disziplinen Grund­
voraussetzung für ein erfolgreiches Funktionieren 
öffentlicher Gesundheitspflege ist. Dies muß durch ein­
heitliche Rechtsgrundlagen, insbesondere in organisa­
tionsrechtlicher Hinsicht, klargestellt werden. Ist schon 
hiernach eine normative Verklammerung der Gesund­
heits- und Veterinartachverwaltung in einem einzigen 
Gesetz angezeigt, so spricht weiter für eine legislati-ve 
Verklammerung der allgemeine Schutzzweck des Ent· 
wurfs (Gesundheit von Menschen und Tieren), ferner die 
Tatsache. daB die Tätigkeit beider Fachverwaltungen im 
wesentlichen nach gleichen Grundsätzen abläuft und 
schließlich auch der Umstand, daß das öffentliche Vete­
rinärwesen schon seit den Anfängen organisierter 
staatlicher Gesundheitspflege in Bayern als deren inte· 
graler Bestandteil angesehen wird. 

lm Obrigen zielt der Entwurf auf größtmögliche Bereini­
gung und damit Übersichtlichkeit der gesundheitsrecht· 
lichen Vorschriften des Landesrechts. 

1.4 Der Entwurf ist in vier Abschnitte gegliedert. 

1.4.1 In Abschnitt 1 wird in Art.1 das Aufgabenprogramm des 
öffentlichen Gesundheitsdienstes in seiner Gesamtheit 
umschrieben (Absätze 1 und 2). Geregelt ist in Art. 1 
auch das Verhältnis des Entwurfs zu den von der 
Gesundheits- und Veterinärfachverwaltung nach ande· 
ren Rechtsvorschriften wahrzunehmenden Aufgaben 
(Absatz 3). In Absatz 4 wird der funktionale Status der 
Behörden des öffentlichen Gesundheitsdienstes be· 
schrieben; insbesondere die Bettoren der unteren Ver­
waltungsstute werden vorwiegend als Fachbehörden tä· 
tig. 

Die Art. 2 bis 4 regeln die Organisation des öffentlichen 
Gesundheitsdienstes. Aus diesen Vorschriften ergibt 
sich, daß es sich bei den Aufgaben des öffentlichen Ge· 
sundheitsdienstes um originAre Staatsaufgaben han­
delt, die nur ausnahmsweise von kommunalen Behör­
den wahrgenommen werden (Art. 4). 

Die Art. 5 bis 7 enthalten gemeinsame Vorschriften fOr 
die Aufgabenerfüllung aller Behörden des öffentlichen 
Gesundheitsdienstes. Unter "BehOrde" ist dabei im Sln· 
ne der allgemeinen Definition In Art. 1 Abs. 2 des Bayer. 
Verwaltungsverfahrensgesetzes jede Stelle zu ·verste· 
hen, die Aufgaben der Offentllchen Verwaltung wahr· 
nimmt. Die erstmals vorgesehene Vorschrift des Art. 6 
(Geheimhaltungspflichten) soll In der Praxis bestehen· 
de Rechtsunsicherheiten besettlgen, die sich daraus er· 
geben, daB das Fachpersonal des Offentlichen Gesund· 
heltsdienstes aufgrund dessen Aufgabenstruktur nicht 

nur als Amtsträger, sondern in weiten Bereichen auch 
als echtes Heilberufspersonal tätig wird und damit zur 
Wahrung des Berufsgeheimnisses nach § 203 Abs 1 
und Abs. 3 StGB verpflichtet ist. Dies hat auch Ausw1r 
kungen auf den behördeninternen Verkehr. Art. 7 regelt 
das Verfahren der einzelnen GesundheitsdienstbehCr­
den im Verkehr untereinander (interdisziplinäre Zusam­
menarbeit) und mit anderen Behörden (fachliche Bera­
tung und Beteiligung), namentlich mit den allgemeiner 
Verwaltungsbehörden. 

1.4.2 In den Abschnitten II und llt sind die spezifisch1?n Auf 
gaben der Gesundheits· und der Veterinärämter aufge 
führt. 

1.4.2.1 In Abschnitt II werden die Fachaufgaben, die bisher 
durch das abzulösende Gesundheitsvereinheitl1chungs­
gesetz samt DurchfOhrungsverordnungen im Rahm-:in 
des Gesundheitsschutzes, der Gesundheitsvorsorge 
und der Gesundheitshilfe den Gesundheitsämtern zuge­
wiesen sind, zusammengefaßt und zum Teil erweitert 
(Art. 8, 11 und 12). Zur Wahrnehmung der Aufgaben nach 
Art. 8 werden den Gesundheitsämtern nunmehr Befug 
nisse eingeräumt (Art. 9). Ferner werden zu den bereits 
im bisherigen Recht vorgesehenen berufsaufsichtl1-
chen Aufgaben, soweit erforderlich. korrespondierende 
Anzeigepflichten der Angehörigen der Gesundheits­
berufe begründet (Art. 10). 

1.4.2.2 Da den Veterinära.mtern im Unterschied zu den Gesund­
heitsämtern selbstAndige Fachaufgaben außerhalb des 
materiellen Gesundheitsrechts derzeit nicht zugewie­
sen sind, werden Ihre Aufgabenbereiche in Art. 13 nur 
deklaratorisch wiedergegeben. Diese Vorschrift konkre­
tisiert zugleich Art. 1 Abs. 1 for die Veterinärämter. Als 
neue Fachaufgabe weist nunmehr Art. 14 Abs. 1 entspre­
chend Art. 8 Satz 3 und Art. 9 den Veterinärämtern unter 
EinrAumung der erforderlichen Befugnisse Uberwa­
chungsaufgaben zu; ferner verpflichtet Art. 14 Abs. 2 
entsprechend Art. 10 die VeterinArAmter zur Mitwirkung 
bei der Berufsaufsicht Ober Tierärzte und gewerbs· 
mäßig tätige Tierhellbehandler. 

1.4.3 Abschnitt IV enthält zunächst Kostenregelungen (Art 
15 und Vorschriften Ober Ordnungswidrigkeiten (Art. 16) 
sowie den Katalog der Ermächtigungen zum Erlaß der 
erforderlichen Verordnungen (Art. 17). 

Ergänzende und konkretisierende Regelungen durch 
Rechtsverordnung (Art. 17 Abs. 1 und 2) und letztlich 
auch durch Verwaltungsvorschriften sind fOr den prakti· 
sehen Vollzug unverzichtbar. Dies deshalb, weil die nor­
mierten Ziele und Aufgaben des Offentlichen Gesund­
heitsdienstes nur mehr oder weniger generalklauselar­
tig definiert sind, andererseits die AusfOhrung des ge­
setzlich vorgegebenen Rahmens ggf. möglichst schnell 
und elastisch erfolgen muß. Regelungen bis ins „klein­
ste Detail" im Gesetz selbst waren fOr ein effektives, 
zielgerichtetes Handeln des Offentllchen Gesundheits· 
dlenstes eher hinderlich als förderlich. Dies deshalb, 
weil zum einen erfolgsorlentlertes Handeln im Gesund­
heitswesen ganz allgemein und unabdingbar notwendig 
vom persönlich·fachlichen Engagement und von der 
Flexibilität der verantwortlichen Personen abhingt, zum 
anderen, weil starr-detaillierte Regelungen mit dem 
ständigen Fortschritt der hier einschläglgen Wissen­
schaftszweige nicht Schritt halten könnten. 

In Art. 18 ist der Katalog der zu ändernden und in Art. ~9 
Abs. 2 die Falle der entbehrlich werdenden und damit 
aufzuhebenden Rechtsvorschriften aufgefOhrt. 
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2. Elnzelbegründung 

2.1 Zu Art. 1· 

2.1.1 Die Absätze 1 und 2 umschreiben das gesamte Auf· 
gabenprofil des Offentlichen Gesundheitsdienstes, wie 
es sich im laufe seiner Entwicklung herausgebildet und 
durch die einzelnen Materien des Offentlichen Gesund­
heitsrechts konkretisiert hat. 

In Absatz 1 weraen die klassischen Aufgabenfelder des 
Oftentllchen Gesundne1tsdienstee autgefOhrt, die zu 
einem großen Teil in speziellen Rechtsvorschriften de­
tailliert geregelt sind. 

Absatz 1 Nr. 1 gibt die oberste allgemeine Leitlinie wie· 
der, an der sich der gesamte Offentliche Gesundheits­
dienst auszurichten hat. Im weitesten Sinne gehOrt da· 
zu auch der Tierschutz, der in Art. 13 Abs. 1 Nr. 4 als all· 
gemeine Aufgabe der Veterinärämter im Rahmen dieses 
Gesetzes seine spezielle Ausprägung erfährt. 

Die Regelung in Absatz 1 Nr. 2 hat ihr Vorbild in§ 1 Satz 
2 Nr. 1 und in § 2 zweite DV-GesVereinhG, umfaßt aber 
nicht nur die Beobachtung, sondern auch die Bewer· 
tung der örtlichen gesundheitlichen Verhältnisse. Dies 
reicht von der nach pflichtgemäßem Ermessen auszuü· 
benden Befugnis der zuständigen Gesundheitsdienst· 
behörden, fachlich initiativ zu werden, wenn gesund· 
heitl1che Mißstande auftreten, bis hin zu ihrer - künftig 
durch Verwaltungsvorschrift sicherzustellenden 
Pflicht zur Mitwirkung an der Erstellung der Medizinal· 
statistik im Rahmen des Jahresgesundheitsberichts 
(bisher: § 79 Dritte DV-GesVereinhG). Einzelheiten wer· 
den ebenfalls durch Verwaltungsvorschrift geregelt. Die 
Beobachtung und Bewertung der „Auswirkungen von 
Umwelteinflüssen auf die Gesundheit" bezieht sich ins· 
besondere auf die gesundheitlichen Auswirkungen, die 
sich aus der Beschaffenheit von Luft, Wasser, Boden, 
Abwasser, Abfall und anderen Stoffen sowie durch Lärm 
und Strahlen ergeben. 

Zu den klassischen Aufgabenfeldern des Offentlichen 
Gesundheitsdienstes gehOrt namentlich auch die sach· 
verständige Beratung anderer Behörden (Absatz 2), je· 
doch nur insoweit, als nicht entsprechende besondere 
fachliche Dienste (z.B. vertrauensärztliche, versor· 
gungsä.rztliche, gewerbeärztllche Dienste) zuständig 
sind. Die Beratungstätigkeit der BehOrden des Offent· 
liehen Gesundheitsdienstes weist ein weites Spektrum 
auf. Sie umfaßt, um nur einige Beispiele zu nennen, die 
Beratung in hygienischen Fachfragen, die Beratung und 
Mitwirkung in den medizinischen Bereichen des (erwei· 
terten) Katastrophenschutzes. Spezielle Bestimmungen 
ir. anderen Rechtsvorschriften Ober die beratende Mit· 
wirkung von BehOrden des öffentlichen Gesundheits· 
dienstes {Z. 8. Art. 2 Abs. 2 des Kammergesetzes) blei· 
ben selbstverständlich unberOhrt. Die Erstellung von 
Gutachten. Zeugnissen und Bescheinigungen, die im 
weitesten Sinne ebenfalls Beratungstätigkeit ist, wird 
wegen ihrer besonderen Bedeutung in einem eigenen 
Artikel angesprochen (Art. 5). Dort ist auch klargestellt, 
daß die Behörden des Offentlichen Gesundheitsdien· 
stes Beratung in Form von Gutachten, Zeugnissen oder 
Bescheinigungen nur leisten, falls dies durch staatliche 
Rechtsvorschrif1 (z. B. Einstellungsuntersuchungen 
nach § 18 Bundes-Seuchengesetz bei Lebensmittelper­
sonal oder Mitwirkung der Gesundheitsämter bei der 
Anerkennung von Kurorten nach Art. 7 Abs. 4 des Korn· 
munalabgabengesetzes) oder durch eine Verwaltungs­
vorschrift im Sinne des Art. 5 bestimmt ist. 

Aufgabe des Offentlichen Gesundheitsdienstes Ist 
nicht die kurative Medizin und Tiermedizin Im Einzelfall, 
soweit nicht die AusObung der Heilkunde - lnsbeson· 
dre als Diagnostik - zur Erfüllung der Aufgaben erfor· 
derllch Ist, die dem öffentlichen Gesundheitsdienst 
nach anderen Vorschriften zugewiesen sind (vgl. z. B. 
Art. 1 Abs. 1 Nr. 4 Bundes-SeuchenG). 

Eine dahingehende Regelung enthielt § 4 Abs. 9 Erste 
DV-GesVereinhG hinsichtlich der Geschlechtskranken­
behandlung. Angesichts des kollektlvmedlzlnischen 
Charakters der Aufgaben des öffentlichen Gesundheits· 
dienstes schlechthin, wie das vor allem im Positivkata­
log des Art. 1 Abs. 1 zum Ausdruck kommt, Ist eine aus­
drOckllche Negativfestschreibung, daß die kurative Me­
dizin und Tiermedizin Im Einzelfall grundsätzlich nicht 
Aufgabe des Offentllchen Gesundheitsdienstes lst, im 
Gesetz OberflOsslg. Selbstverstandllch bleiben person 
liehe ärztliche Hiifeieistungspfiichten in den FAiien des 
§ 323 c StGB unberOhrt. 

Da der pollzeiärztllche Dienst nur Insoweit eine Behörde 
des Offentlichen Gesundheitsdienstes Ist, als er Auf· 
gaben der Gesundheltsamter wahrnimmt (Art. 3 Abs. 3), 
gelten fOr ihn diese Grundsätze bei kurativen Tätlgkei· 
ten Im Vollzug des Art. 10 Abs. 3 BayBesG l.V. mit der 
HeilfOrsorgeverordnung vom 24. Juni 1965 (GVBI S. 109), 
geändert durch Verordnung vom 4. Dezember 1968 (GVBI 
S. 437), nicht. 

2.1.2 Absatz 3 1aat die Zustandigkelt und Aufgaben des Of· 
fentlichen Gesundheitsdienstes nach anderen Rechts­
vorschriften von Bund und Land unberOhrt, stellt aber 
klar, daß der Entwurf grundsätzlich (hilfswelse) auch für 
die Erfüllung dieser Aufgaben gilt. Insbesondere die 
Vorschriften Ober die Organisation und das Verfahren 
des öffentlichen Gesundheitsdienstes (Art. 2 bis Art. 7) 
sind damit auch insoweit anzuwenden. 

2.1.3 Nach Absatz 4 werden die In den Art. 2, 3 und 4 genann· 
ten BehOrden des öffentllchen Gesundheitsdienstes als 
- zum Erlaß von Verwaltungsakten zuständige - Voll· 
zugsbehOrden nur dann tAtlg, wenn dies durch Gesetz 
oder auf Grund Gesetzes ausdrOckllch bestimmt ist. 
Die Regierungen und die Staatsministerien werden 
nach den Vorschriften des öffentlichen Gesundheits­
rechts ganz überwiegend als Vollzugsbehörden tltig. 
DemgegenOber gilt fOr die staatlichen Gesundheits· 
und Veterlnlrlmter sowie für die In Art. 3 genannten Be­
hörden der Grundsatz, da6 diese nur als FachbehOrden 
tltig werden, mithin - von wenigen Ausnahmen nach 
anderen Rechtsvorschriften (vgl. z.B. § 10 Abs. 7, § 3'4 
Abs. 2 des Bundes-Seuchengesetzes) sowie nunmehr 
auch nach Art. 9 Satz 1 Nr. 4 dieses Gesetzes abge­
sehen - zum Erlaß von Verwaltungsakten nicht zustAn· 
dig sind, also nicht als VollzugsbehOrden tltlg werden. 
Im Obrlgen werden die Vorschriften des öffentlichen Ge­
sundheitsrechts von den zustandlgen Verwaltungsbe· 
hOrden vollzogen, das sind auf der unteren Verwaltungs· 
ebene vor allem die KreisverwaltungabehOrden. 

2.2 Zu Art. 2: 

2.2.1 Absatz 1 regelt die vertikale Gliederung der allgemeinen 
staatlichen Behörden des öffentlichen Gesundheits· 
dlenstes. Die Staatsministerien des Innern und fOr Ar· 
belt und Sozialordnung sind dabei hlnalchtllch Ihrer 
Funktion als ober9le Gesundheits· bzw. Vetertnartach· 
behOrden genannt, weil diese Begriffe Im Verl<ehr zwi· 
sehen Bund und Lindern Obllcherwelse verwendet wer­
den und überdies In zahlreichen bundearechtllchen Vor· 
schritten vorkommen. 
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2.2.2 Absatz 2: Diese Vorschrift ist wegen bestimmter Nor· 
men, insbesondere vorkonstltutionellen Rechts und des 
Rechts der EuropAlschen Gemeinschaft, sowie wegen 
vorhandener Verwaltungsvorschriften des Bundes erfor­
derlich, In denen von „Amtslrzten", von „beamteten 
(Tier-) .i.rzten" oder von einem „Tierarzt des Veterinär· 
amts" die Rede ist. Eine materielle Zuständigkeitsände­
rung ist mit Absatz 2 nicht verbunden. Vielmehr soll in 
all diesen Fällen klargestellt werden, daß auch hier die 
Gesundheits- oder Veterlnlrlmter zuständig sind. Glei· 
ches gilt for die zahlreichen Rechtsvorschriften, in 
denen die Vorlage amtslrztllcher oder amtstierarzt· 
licher Gutachten, Zeugnisse oder Bescheinigungen vor­
gesehen ist; Satz 2 stellt auch in solchen Fällen klar, 
daß die Gesundheits- oder Veterinärämter zuständig 
sind. 

2.2.3 Absatz 3 schreibt vor, daß die Leiter dieser Behörden 
und ihre Vertreter die spezifischen Fachkenntnisse tor 
die Tätigkeit an Gesundheits- oder Veterinärämtern be­
sitzen mossen, wie sie aufgrund der Ausbildungs- und 
PrOfungsordnung fOr den höheren öffentlichen Gesund­
t'leitsdienst - AmtsarztprOfungsordnung - (BayRS 
2038-3-2-20-1) bzw. aufgrund der Zulassungs-, Ausbl 1-
dungs- und Prüfungsordnung fOr den amtstierärztlichen 
Dienst - ZAPO/vet - (BayRS 2038-3-2-21-1) im jeweili­
gen Vorbereitungslehrgang vermittelt werden und in 
den \IOrgeschriebenen Anstellungsprüfungen nachzu­
weisen sind. Die im bisherigen Organisationsrecht(§ 11 
Abs. 1 Erste DV-GesVereinhG, Art. 2 Abs. 2 Satz 2 des Ge­
setzes Ober den Vollzug des Tierseuchenrechts (BayRS 
7831-1-1) darüber hinaus enthaltenen Vorschriften (obli· 
gatorische Verbeamtung der Amtsleiter der Gesund­
heits- und Veterinclrämter und Ihrer Vertreter) sind nicht 
Obernommen worden, weil dies Im Hinblick auf den 
Funktionsvorbehalt des Beamtenrechts nicht erforder­
lich ist. 

Die Regelungen des Absatzes 3 gehen im übrigen auf 
die §§ 11 ff. Erste DV-GesVerelnhG und auf Art. 2 Abs. 2 
Satz 2 des Gesetzes Ober den Vollzug des Tierseuchen­
rechts zurOck. 

2.3 Zu Art. 3: 

Diese VorschrHt erfaßt die bestehenden Sonderbehör­
den des öffentlichen Gesundheitsdienstes, die anstelle 
der in Art. 2 Abs. 1 genannten staatlichen Behörden be· 
stimmte Aufgaben des öffentlichen Gesundheitsdien­
stes wahrnehmen. 

2.3.1 Absatz 1 entspricht im wesentlichen Art. 2 Abs. 1 des 
Gesetzes Ober den Vollzug des Lebensmittelrechts 
(BayRS 2125-1·1) in Bezug auf die Landesuntersuchungs­
Amter fOr das Gesundheitswesen, wurde jedoch hin­
sichtlich ihres Aufgabenbereichs prlzislert. Auch die 
Erstellung \Ion G1.1tachten Im Bereich des lebensmittel­
rechtlichen Vertrauensschutzes(§ 17 LMBG) gehOrt da­
nach zu den Aufgaben der Landesuntersuchungsämter. 

2.3.2 Absatz 2 geht zurück auf§ 1 Aba. 1 des Gesetzes aber 
den gerlchtsarztllchen Dienst (BayRS 2120-4-1) sowie 
auf§ 4 Satz 1 und§ 5 Satz 1 der Yerordnung Ober den ge­
rlchtsärzllichen Dienst ( BayRS 2120-4-1-1). Über den 
Wortlaut des§ 1 Abs. 1 des Gesetzes Ober den gerlchts­
ärztllchen Dienst hinausgehend Ist nunmehr klarge­
stellt, daß die gerlchtsärztlichen Dienste - meist „Ein­
Mann-BehOrden" - im Rahmen Ihrer durch Verordnung 
näher festzulegenden Aufgaben nicht nur sachverstän­
dige BehOrden far die Landgerichte Und die am Sitz des 
Landesgerichts bestehenden Amtsgerichte sind, son­
dern auch \/On allen anderen ordentllchen Gerichten in 

Bayern als solche herangezogen werden können. Diese 
Klarstellung entspricht dem Urteil des Bayer. Verwal· 
tungsgerlchtshofs vom 24. Juli 1981, Az.: 3 B 81 A.63. 

DarOber hinaus wird gesetzlich festgeschrieben, daß 
die gerichtsa.rztlichen Dienste in gleicher Welse auch 
sach\lerständlge Behörden der Staatsanwaltschaften 
der ordentlichen Gerichtsbarkeit sind. 

Im Interesse einer Eindämmung der Vorschrittenflut 
wurde auf die gesetzliche Festlegung selbstverständ­
licher Organisationsgrundsätze verzichtet. So bedarf es 
keiner ausdrücklichen Festlegung, daß vom Staatsmini­
sterium des Innern auch künftig Landgerichtsärzte in 
genOgender Zahl zu bestellen sind, also zumindest bei 
jedem Landgericht ein Landgerichtsarzt (vgl. bisher § 2 
des Gesetzes Ober den gerlchtsärztllchen Dienst). Zu 
Landgerichtsärzten können nach Satz 3, 2. Halbsatz 
auch weiterhin die Leiter der Institute fOr Rechtsmedizin 
der L.andesuni\lersltäten bestellt werden (vgl. bisher § 1 
Abs. 3 der Verordnung Ober den gerlchtsarztlichen 
Dienst). 

Im Hi11blick auf den besonderen Aufgabenbereich der 
gerlchtsärztlichen Dienste wird kOnftig auf die Anforde­
rungen des § 3 des Gesetzes Ober den gertchtsärzt· 
liehen Dienst \lerzlchtet, wonach das Arzt liehe Personal 
dieser Dienste den Amtsarztlehrgang und die PrOfung 
fOr den öffentlichen Gesundheitsdienst zu absolvieren 
hatte. Selbstverständlich ist auch hier, daß das ärztliche 
Personal die fOr diese Aufgabe notwendigen besonde· 
ren Kenntnisse aufweisen muß. 

2.3.3 Absatz 3 weist den pollzeiärztlichen Dienst Insoweit als 
besondere Behörde des Offentlichen Gesundheitsdien­
stes aus, als er anstelle der Gesundheitsämter im Poli­
zeibereich Aufgaben des öffentlichen Gesundheitsdien· 
stes wahrnimmt, z. B. Begutachtungen oder Untersu­
chungen von Polizeibeamten und Beschäftigten des 
Landesamtes für Verfassungsschutz In dienst- und tarif­
rechtllchen Angelegenheiten. Grundlage hierfor ist bis­
her die Verordnung Ober die Wahrnehmung ärztlicher 
Aufgaben der Gesundheitsämter durch PolizeiArzte 
(BayRS 2120-1-4·1). 

2.3.4 Absatz 4 geht zurOck auf Art. 2 Abs. 1 des Gesetzes zur 
Ausführung des Gesetzes Ober das Apothekenwesen 
(BayRS 2121-1-1·1) - hinsichtlich der allgemeinen fach· 
liehen Apothekenaufsicht - und auf§ 2 Abs. 1 der Ver­
ordnung zum Vollzug arznel- und betäubungsmittel· 
rechtlicher Vorschriften (BayRS 2121-2-1-1-1) - hinsieht· 
lieh der Überwachung des Arzneimittelverkehrs in Apo­
theken -. Beide Regelungen werden nunmehr In einer 
Vorschrift zusammengefaßt. 

Abweichend von Art. 2 Abs. 1 AGApG sind die ehrenamt­
lichen Pharmazlerlte kOnftlQ jedoch nicht mehr zustan­
dig for die Abnahme und Uberwachung der Kranken­
hausapotheken Im Sinne des § 14 des Gesetzes Ober 
das Apothekenwesen. Nach § 64 Abs. 2 Satz 4 des Arz­
neimittelgesetzes vom 24. August 1976 (BGBI 1 S. 2245, 
2248), zuletzt gelndert durch Gesetz vom 24. Februar 
1983 (BGBI 1 S. 169), Ist die arznelmlttelrechtllche Über­
wachung \Ion Krankenhausapotheken zwingend den 
ArznelmittelOberwachungsbehOrden selbst - das sind 
hinsichtlich der Krankenhausapotheken die Regierun­
gen - \lorbehalten. 

2.4 Zu Art. 4: 

2.4.1 Absatz 1 gewAhrlelstet, ahnllch wie § 4 Abs. 2 GesVer­
einhG l.V.m. § 20 Abs. 1 Erste OV-GesVerelnhG, hlnsicht­
lich kreisfreier Gemeinden das Weiterbestehen dort vor· 
handener (kommunaler) Gesundheits-, Veterinär- und 
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Untersuchungsämter. Gesundheitsämter im Sinne die­
ser Vorschrift werden unterhalten von den kreisfreien 
Städten Augsburg, München, Nürnberg und (teilweise) 
Fürth, kommunale Veterinära.mter von allen kreisfreien 
Städten mit Ausnahme der kreisfreien Städte Coburg 
und Schwabach (§ 3 Abs. 2, § 4 der zweiten Verordnung 
zum Vollzug des Viehseuchenrechts {BayRS 7831-1-2-1)), 
und kommunale Untersuchungsämter hinsichtlich tier· 
medizinischer Untersuchungen von der Landeshaupt­
stadt München und hinsichtlich chemischer Untersu­
chungen von der kreisfreien Stadt NOrnberg. Da die Auf· 
gaben des öffentlichen Gesundheitsdienstes, auch 
dem Herkommen entsprechend, originäre Staatsaufga· 
ben sind (vgl. Art. 2 und 3), ist die MOgllchkeit einer künf· 
tigen Übertragung auf kreisfreie Städte oder Landkreise 
nicht vorgesehen. 

2.4.2 Absatz 2: Eine entsprechende Regelung enthielt § 6 
Abs. 2 GesVereinhG LV.m. § 20 Abs. 2 Erste DV-GesVer· 
einhG. Abweichend hiervon bedart künftig die Aufga· 
benrückObertragung auf den Staat im Hinblick darauf, 
daß dann die Zuständigkeit staatlicher Behörden be­
gründet werden muß (Art. 77 Abs. 1 BV), einer Rechtsver­
ordnung. Die AufgabenrOckObertragung, die nicht be­
züglich einzelner, sondern nur bezüglich aller von der 
kreisfreien Gemeinde wahrgenommenen Aufgaben des 
öffentlichen Gesundheitsdienstes mOglich ist („ROck­
Obertragung der ... Aufgaben„ - Satz 1 -), setzt vor­
aus, daß die kreisfreie Gemeinde die Gewähr für eine 
ordnungsgemäße AutgabenerfOllung nicht mehr bietet. 
Bei Vorliegen dieser Voraussetzung liegt die Entschei· 
dung Ober die AufgabenrOckObertragung Im pflichtge­
mäßen Ermessen des Staatsministeriums des Innern. 
Es entspricht pflichtgemäßer ErmessensausObung, 
eine endgültige und nicht mehr revidierbare Rocküber­
tragung erst vorzunehmen, nachdem alle MOglichkeiten 
eines rechts- und fachaufsichtlichen Einschreitens aus­
geschöpft worden sind und anschließend auch eine -
soweit möglich - zeitlich befristeie Übertragung der 
Aufgaben auf staatliche Behörden des Offentlichen Ge­
sundheitsdienstes erfolglos geblieben ist (Satz 1 Halb­
satz 2). 

Schließlich kann die RückObertragung auch auf Antrag 
der kreisfreien Gemeinde - ohne Angabe oder Vorlie· 
gen von Gründen - erfolgen, aus haushaltsrechtlichen 
Gründen allerdings frühestens nach Ablauf von 3 
Jahren nach Antragstellung durch die kreisfreie Ge· 
meinde. 

Oie Rückübertragung hat in jedem Fall den Verlust des 
in Art. 9 des Finanzausgleichsgesetzes vorgesehenen 
Staatszuschusses für die Unterhaltung kommunaler Ge­
sundheitsämter oder chemischer Untersuchungsanstal­
ten zur Folge. 

2.5 Zu Art. 5: 

Die Vornahme von Untersuchungen und Begutachtun­
gen und die hierauf erfolgende Erstellung von Gutach· 
ten, Zeugnissen, Bescheinigungen, wozu auch die na­
mentlich von den Landesuntersuchungsämtern in gro· 
ßer Zahl zu fertigenden Befundberichte gehOren, ist seit 
jeher eine der zentralen Fachaufgaben der Behörden 
des öffentlichen Gesundheitsdienstes. In welchen Fäl· 
len sie so tätig zu werden haben, ergibt sich zunächst 
aus staatlichen Vorschriften des materiellen Rechts. 
Mit der Beschränkung auf Gesetze und Verordnungen 
wird klargestellt, daß Träger der mittelbaren Staatsver· 
waltung, insbesondere Körperschaften des Offentlichen 
Rechts, nicht befugt sind, die Behörden des Offent­
lichen Gesundheitsdienstes etwa durch Satzung mit 
Untersuchungen und Begutachtungen zu beauftragen. 

Da die Offentliche Verwaltung, ja sogar ausländische 
Behörden oder Stellen (In Einwanderungs- und anderen 
grenzüberschreitenden Angelegenheiten) vielfach auf 
amtliche Gesundheitszeugnisse angewiesen sind oder 
auf deren Vorlage bestehen, ohne daß dies normativ 
ausdrOckllch vorgeschrieben Ist, bedarf es fOr diese Fäl· 
le der Konkretisierung der in Art. 5 begrOndeten Auf. 
gabe durch Verwaltungsvorschrlft. Dabei versteht sich 
von selbst, daß allein durch Verwaltungsvorschrift keine 
Pllichten der Bürger begründet werden können, sich 
ärztlich untersuchen zu lassen und entsprechende 
Zeugnisse vorzulegen. 

Am Erlaß der Verwaltungsvorschriften muß das Staats· 
ministerium des Innern zumindest „mitgewirkt" haben; 
damit sind solche Verwaltungsvorschriften gemeint, die 
das Staatsministerium des Innern gemeinsam mit ande· 
ren Staatsministerien oder ein anderes Staatsministe­
rium im Einvernehmen mit dem Staatsministerium des 
Innern erlassen hat. Die Mitwirkung des Staatsministe­
riums des Innern als fOr die Organisation und den 
Dienstbetrieb des öffentlichen Gesundheitsdienstes 
zuständiges Ressort soll sicherstellen, daß Gesund· 
heitszeugnisse von anderen Behörden nur in FAiien ver­
langt werden, in denen dies auch fachlich wirklich not· 
wendig ist. 

Setbstversta.ndllch gilt auch für alle im Offentllchen Ge­
sundheitsdienst tätigen Ärzte und Tierärzte der stan· 
desrechtliche Grundsatz, daß Gutachten, Zeugnisse 
und Bescheinigungen mit der notwendigen Sorgfalt und 
nach bestem Wissen auf der Grundlage der anerkann. 
ten wissenschaftlichen Regeln und Erkenntnisse zu er· 
stellen sind(§ 12 Satz 1 der Berufsordnung fOr die Ärzte 
Bayerns, Bayer. Ärzteblatt, Sondernummer Dezember 
1980, sowie § 10 Abs. 1 Satz 1 der Berufsordnung für die 
Tierärzte in Bayern, Deutsches TlerArzteblatt 1979 S. 40). 

2.6 Zu Art. 6: 

2.6.1 Oie Aufgabenstellung des öffentlichen Gesundheits­
dienstes ist außerordentlich vielschichtig. 

Typischerweise sind die vom öffentlichen Gesundheits· 
dienst wahrzunehmenden Aufgaben hoheitlicher Natur. 
Das ärztliche und nlchtärztllche Fachpersonal der Be­
hörden des Offentllchen Gesundheitsdienstes wird bei 
Wahrnehmung der gesundheitspollzelllchen Fachauf. 
gaben (vgl. die Überwachungs- und Aufsichtsaufgaben 
nach den Art. 8, 10 und 14) in der Eigenschaft als Amts­
träger (§ 11 Abs. 1 Nr. 2 StGB) tltlg und unterliegt 
somit der Plllcht zur Amtsverschwiegenheit (Art. 30 
BayVwVIG, § 203 Abs. 2 StGB, Art. 69 BayBG, § 9 BAT). 

Daneben werden die Behörden des Offentllchen Ge· 
sundheltsdlenstes, Insbesondere die GesundheltsAm­
ter und die VeterinArlmter, im Rahmen Ihrer Dienstauf­
gaben vielfach auch beratend und aufklArend tätig (vgl. 
Art. 11: Familienberatung, Schwangerenberatung, ge­
sundheitliche Beratung bei Suchtkrankheiten; sowie 
Art. 13 Abs. 1 Nr. 3). Der Bürger kann diese Beratungs-, 
AufklArungs- und Dlenstlelstungsangebote des öffent­
lichen Gesundheitsdienstes annehmen, er kann zur An­
nahme dieser Angebote aber nicht verpflichtet werden. 
In diesem Bereich der Dienstleistungs-, AufklArungs· 
und Beratungsangebote wird das Arztliche und nlcht­
lrztllche Fachpersonal der Behörden des öffentlichen 
Gesundheitsdienstes nicht ausschließlich In der Eigen­
schaft als Amtsträger tltlg, sondern prlmlr In der Rolle 
als „Arzt", als „Tierarzt" oder als andere gemA6 § 203 
Abs. 1 oder Abs. 3 StGB zur Wahrung des Berufsgeheim­
nisses verpflichtete Person. Es entstehen bei Inan­
spruchnahme der Angebote durch den BOrger die von 
§ 203 Abs. 1 und Abs. 3 StGB geschOtzten berufsspez;. 
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fischen Vertrauensverhältnisse. Eben dieses vertrau· 
ensvolle Verhältnis (vornehmlich zwischen Arzt und Pa· 
tient) wird allgemein als das primäre Schutzgut des 
§ 203 StGB angesehen {L.enckner in Schönke/Schröder, 
Kommentar zum Strafgesetzbuch. Rn. 3 zu § 203; Dre­
herfTröndle, Kommentar zum Strafgesetzbuch, Rn. 1 zu 
§ 203). 

Angesichts der vielschichtigen Aufgabenstellung des 
öffentlichen Gesundheitsdienstes und - dementspre­
chend -der unterschiedlichen Ro11e. in der sich die Be· 
diensteten bei Wahrnehmung von Dienstaufgaben be· 
finden können, angesichts fernar des legitimen Vertrau­
ensanspruchs des Bürgers, dem Berufsgeheimnis un· 
terfallende Tatsachen nicht für anderweitige Verwal· 
tungszwecke zu berücksichtigen (rjies ist auch voraus· 
setzung für die Annahme der einschlägigen Beratungs· 
angebote; vgl hierzu auch BVerfGE 44, 353, 374 ff.), muß 
sichergestellt werden, daß persönliche Geheimnisse, in 
die der Bürger ,,aus freien Stacken" Bediensteten einer 
Behörde des öffentlichen Gesundheitsdienstes Ein· 
sieht gewährt hat. riicht in anderem Zusammenhang 
personenbezogen verwertet werden. 

2.6.2 Oementsprecnend beschreibt Absatz 1 Satz 1 die Tätig· 
keitsbereiche, bei denen die Behörden des Offentlichen 
Gesundheitsdienstes persönliche Geheimnisse nicht 
gegen den Willen des Betroffenen aufgrund gesetzli· 
eher Befugnisse, sondern aufgrund freiwilliger Mitwir· 
kung des Betroffenen erfahren, und legt fest, daB die 
Behörden des öffentlichen Gesundheitsdienstes diese 
dem Berufsgeheimnis unterliegenden Tatsachen nicht 
fOr matertell andersartige Aufgaben verwerten dürfen. 

Der 2. Spiegelstrich bezieht sich auf die Fälle, in denen 
zwar eine gesetzliche Verpflichtung des Betroffenen be· · 
steht, sich Arztlich untersuchen zu lassen, die ärztliche 
Untersuchung von der BehOrde aber nicht erzwungen 
werden kann (Untersuchung und Begutachtung von Per­
sonen auf behördliche Aufforderung hin, z. B. Dienstfä· 
higkeitsaberprüfung nach Art. 56 Abs. 1 Satz 3 BayBG, 
Fahrtauglichkeitsüberprofung nach § 15b Abs. 2 Nr. 1 
StVZO oder ärztliche Untersuchungen nach§ 62 SGB·AT 
im Zusammenhang mit der Beantragung von Sozlallei· 
stungen). Kommt der Betroffene seiner Mitwirkungs· 
pflicht nicht nach. so wird zu seinen Ungunsten etwa 
vorn Nichtvorliegen der gesundheitlichen Eignung (z.B. 
Art. 56 Abs. 1 Satz 4 BayBG) oder vom Vorliegen seiner 
Arbeits·, Erwerbs· oder Vermlttlungsflhigkeit ausgegan· 
gen (z. B. § 66 Abs. 2 SGB-Al). Kommt der Betroffene 
demgegenüber seiner Mitwirkungspflicht gegenüber 
der zuständigen Verwaltungsbehörde nach, dann liegt 
darin seine (konkludente) Einwilligung in die Weiterga· 
be dea vom GesL.ndheitsamt erstellten .3.rztlichen Gut­
achtens bzw seines Ergebnisses an die zustlnd1ge 
VerwaltungsbehOrde_ Das Gesundheitsamt darf die fm 
Zusammenhang mit einer solchen Untersuchung ge­
wonnenen Erkenntnisse aber nicht für andere Zwecke 
als die Weitergabe an die zustä.ndlge VerwattungsbehOr· 
de verwerten 

Was eine .. andere Aufgabe" ist, richtet sich allein nach 
dem materlellen Recht, nicht etwa nach der Verteilung 
der Aufgaben im GeschAftsverteilungsptan der jeweili· 
gen Behörde. Eine „andere Aufgabe" kann deshalb auch 
eine andere beratende Tätigkeit sein oder eine Untersu­
chung oder Begutachtung, der sich der Betroffene frei· 
willig unterzogen hat. So wäre es beispielsweise unzu· 
lässig, wenn das Gesundheitsamt Geheimnisse, die 
delil Gesund~eltsarnt vorher Im Rahmen einer Beratung 

anvertraut worden sind, im Rahmen eines Gutachtens 
zur Arbeitsfähigkeit des Betroffenen(§ 66 Abs. 2 SGB­
AT) verwertet. 

Absatz 1 Satz 2 stellt klar, daß Geheimnisse, die einem 
z. B. im öffentlichen Gesundheitsdienst tätigen Arzt 
oder Tierarzt etwa im Rahmen privater Nebentätigkeit 
bei der Behandlung von Patienten anvertraut oder sonst 
bekannt geworden sind, bei der ErfOl\ung behOrdlicher 
Aufgaben schlechthin nicht - auch nicht von diesem 
Arzt oder Tierarzt selbst - verwertet werden dürfen 

Absatz 1 Satz 3 ergänzt die Regelung der Sätze 1 und 2 
und stellt klar, daß die in besonderer Weise schOtzens· 
werten Geheimnisse, die dem Verwertungsverbot nach 
den Sätzen 1 und 2 unterliegen, anderen Behörden oder 
sonstigen Dritten auch nicht offenbart werden dürten. 
es sei denrt, es liegt ein Fall des Art. 6 Abs. 2 oder eine 
spezialgesetzliche Regelung vor. 

Absatz 1 Satz 4 stellt im Obrigen allgemein klar, daß die 
schon erwähnten persönlichen Geheimhaltungspflich­
ten des Fachpersonals gegenüber Dritten und anderen 
Amtsangehörigen unberührt bleiben. So folgt etwa aus 
der Pflicht zur Amtsverschwiegenheit, daB der Arzt 
eines Gesundheitsamts Kenntnisse, die er in Wahrneh­
mung seiner dienstlichen Aufgaben ertangt hat, nicht 
offenbaren oder bei einer nichtamtlichen Tätigkeit. also 
zum Beispiel Im Rahmen privater NebentAtigkelt verwer­
ten darf. Eine BerufUflg auf die Geheimhaltungspflicht 
von Erkenntnissen aus dienstlicher TAtigke1t gegenüber 
dem vorgesetzten scheidet aus, da diese derselben 
Fachbehörde des Offentllchen Gesundheitsdienstes 
und damit dem Kreis der zum Wissen Berufenen an· 
gehören. 

2.6.3. Absatz 2 erfaßt die Ausnahmefalle von Absatz 1. Satz 1 
betrifft die verschiedenen Formen der Einwilligung. 
Satz 2 bezieht sich auf die Melde· oder Anzeigepflichten 
z. B. nach den §§ 138, 139 StGB oder den §§ 3 ff. des 
Bundes·Seuchengesetzes. Anerkannte Melderechte 
ISatz 3l bestehen dann, wenn es um den Schutz höher­
rangiger RechtsgOter, also um Leben oder Gesundheit 
Dritter geht. So ist etwa die Meldung krankheltsbedingt 
fahruntauglicher Personen an die VerkehrsbehOrde 
auch ohne Elnwilligung des Betroffenen zulässig (vgL 
BGH, NJW 1968, S. 2288). Dies entspricht auch § 2 
Abs. 4 der Berufsordnung fOr die Arzte Bayerns vom 
1. Januar 1978 (Bayerisches Ärzteblatt, Sondernummer 
Dezember 1980). Um hier aber das VertrauensverhAltnis 
in größtmöglicher Weise zu sch.onen, soll der Betrof· 
fene auf die Möglichkeit der Mitteilung hingewiesen 
werden, um ihn gegebenenfalls zu bewegen, selbst zur 
erforderlichen Einsicht zu kommen und vom fraglichen 
Tun abzusehen. Satz 4 stellt nunmehr ausdrOckllch klar, 
daß das Gesundheitsamt unter den Voraussetzungen 
des Art. 1 Abs. 1 Satz 2 des Unterbrlngungsgesetzes bei 
SelbstgefAhrlichkelt des Betroffenen die Einleitung 
eines Unterbringungsverfahrens anregen kann. Im Falle 
der Mitteilung nach Satz 4, insbesondere gegenüber der 
KreisverwaltungsbehOrde, wird ein vorheriger Hinweis 
gegenüber dem Betroffenen von der Natur der Sache 
her ausscheiden. Nicht ausgeschlossen wird durch 
Satz 4 die Mitteilung personenbezogener Daten bei Vor· 
liegen anderer Tatbestände nach dem Unterbringungs­
gesetz, z. B. Im Falle des Art. 1 Abs. 1 Satz 1 Unterbrin· 
gungsgesetz eine Mitteilung nach Satz 3. 

2.7. Zu Art. 7: 

2.7.1 Abs. 1 regelt das Zusammenwirken der BehOrden des öf· 
fentlichen Gesundheitsdienstes unterelnander unter 
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dem Gesichtspunkt notwendiger interdisziplinärer Zu· 
sammenarbeit und mit den anderen Verwaltungsbehör· 
den unter dem Gesichtspunkt der fachlichen Beratung 
und Beteiligung. Satz 1 betrifft nicht die Übermittlung 
personenbezogener Daten durch Behörden des öffent· 
liehen Gesundheitsdienstes an andere BehOrden. Diese 
Fallgruppe ist in den Sitzen 2 und 3 geregelt, soweit 
nicht Art. 6 vorgeht. Die Beteiligung in nicht oersonen· 
bezogenen Angelegenheiten hat zu erfolgen, wenn dies 
durch Rechtsvorschrift angeordnet ist oder zur recht· 
mäßigen Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben der unter· 
stützten Behörde erforderlich Ist 

Da es sich bei den personenbezogenen Daten, die den 
Behörden des öffentlichen Gesundheitsdienstes vorlie­
gen, in aller Regel um ein besonders sensibles Daten· 
material handelt - der Gesundheitszustand des einzel· 
nen gehört l'J der in unserer Rechtsordnung am streng· 
sten geschützten lntimsphlre -, Ist es geboten, die 
Weitergabe dieser Daten an andere BehOrden, abwei· 
chend von den ansonsten geltenden Datenschutzvor· 
schriften nur in besonderen, abschließend aufgezlhlten 
Fällen zuzulassen. 

Nach Absatz 1 Satz 2 haben die Behörden des öffent· 
liehen Gesundheitsdienstes die zustlndlgen Verwal· 
tungsbehörden zu unterrichten, wenn dies zu Zwecken 
der Verfolgung von Verstoßen gegen Vorschriften des 
öffentlichen Gesundheitsrechts erforderlich Ist Da vor 
altem den Gesundheits· und VeterinArAmtern vor Ort 
zahlreiche gesundheitspolizelliche Überwachungs· und 
Aufsichtsaufgaben obliegen, Ist es folgerichtig, sie zur 
Unterrichtung der zuständigen Verwaltungsbehörden zu 
verpflichten, wenn ihnen bei Wahrnehmung dieser Auf· 
gaben Verstoße gegen Vorschriften des öffentlichen Ge­
sundheitsrechts (z. B. unerlaubte Ausübung der Heil· 
kunde oder des tierärztlichen Berufs) bekannt werden. 
Oie Verpflichtung zur Unterrichtung schließt die Befug­
nis zur Weitergabe personenbezogener Daten ein. 

Nach Absatz 1 Satz 3 ist außer' In den Fallen des Absat· 
zes 1 Satz 2 die Weitergabe personenbezogener Daten 
durch Behörden des Offentlichen Gesundheitsdienstes, 
abgesehen von den Fällen des Art. 6 Abs. 2 (vgl. Nr. 1), 
nur zulässig. 

- wenn die empfangende BehOrde die Daten zur ErfOI· 
lung des gleichen Zwecks benötigt wie die Obermit· 
telnde Behörde, eine Änderung des Nutzungszwecks 
der Daten also nicht eintritt <Nr. 2); 

wenn die Datenweitergabe durch eine „bereichsspe· 
zifische" Rechtsvorschrift ausdrocklich gestattet ist 
(Nr. 3; vgl. z. B. § 5 Satz 2 BSeuchG). 

Mit den Regelungen in Absatz 1Satze2 und 3 wird ins· 
besondere auch den Feststellungen des Bundesverfas· 
sungsgerichts in seinem Urteil zum VolkszAhlungsge­
setz 1983 (Urteil vom 15.12.1983 - 1 BvR 209/83 - NJW 
1984, S. 419 ff) Rechnung getragen. Das Bundesverfas· 
sungsgericht hat in diesem Urteil unter C II 2 a zur 
Zweckbindung bei zwangsweise erhobenen Daten aus· 
geführt: „Ein Zwang zur Abgabe personenbezogener Da· 
ten setzt voraus, daß der Gesetzgeber den Verwen· 
dungszweck bereichsspezifisch und prl.zise bestimmt 
und daß die Angaben fOr diesen Zweck geeignet und er· 
forderlich sind." Oie Regelungen in Abs. 1 Sitze 2 und 
3 gelten sowohl für zwangsweise erhobene als auch fOr 
freiwillig zur Verfügung gestellte Daten. 

2. 7 .2 Absatz 2 verpflichtet umgekehrt die anderen BehOrden 
und Träger Offentlicher Verwaltung zur Zusammenarbeit 

mit den BehOrden des öffentlichen Gesundheltsdien· 
stes. Insbesondere beteiligen sie diese bei örtlichen 
Planungsvorhaben, die fOr die Gesundheit von Bedeu· 
tung sind, so etwa die Gemeinden im Rahmen der Bau­
leitplanung das zustlndlge Gesundheits· und VeterlnAr· 
amt. Auch sind die zu beteiligenden BehOrden des 
Offentllchen Gesundheitsdienstes Ober den Inhalt g&­
troffener Verwaltungsantscheldungen zu unterrichten, 
soweit dies zu deren Aufgabenerfallung erforderlich lst 
<Satz 2>. Z. 8. ist hiernach das zustlndige Gesundheits· 
amt Ober Entscheidungen im Vollzug des § 30 der Ge· 
werbeordnung (Konzessionierung von Prlvatkrankenan· 
stalten) zu unterrichten. In der Verwaltungspraxis wer· 
den sich die Behörden des Offentllchen Gesundheits· 
dlenates schon Im Rahmen der Beteiligung gegenOber 
den anderen Behörden lußern, ob sie eine Unterrlch· 
tung Ober den Inhalt der getroffenen Entscheidung für 
erforderlich halten, so daß kein unnötiger Verwaltungs­
aufwand zu befOrchten Ist. 

Wie die beispielhafte Bezugnahme auf örtliche Pla· 
nungsvorhaben In Satz 1 Halbsatz 2 zeigt, enthAlt Ab­
satz 2 keine elgenstlndlge Befugnlsnorm zur Übermltt· 
lung personenbezogener Daten. Die ZulAsslgkelt der 
Übermittlung personenbezogener Daten durch andere 
BehOrden als solche des Offentllchen Gesundheltsdien· 
stes Ist nicht Regelungsgegenstand dieses Gesetzes; 
maßgebend sind Insoweit die fachspezifischen Normen 
bzw. die allgemeinen Datenschutzgesetze. Spezielle Be· 
teiligungsrechte und -pflichten sind z. B. In § 368 Abs. 4 
der Reichsversicherungsordnung In Vtl(blndung jeweils 
mit den §§ 12 ff der Zulassungsordnungen fQr Kassen· 
Arzte und Kassenzahnlrzte vorgesehen und gehen dem 
Abs. 2 vor. Wenn die Art und Welse der Beteiligung be­
sonders geregelt Ist (wie z. B. In der Gemeinsamen Be· 
kanntmachung der Bayerischen Staatsministerien der 
Finanzen und fOr Arbeit und Sozialordnung vom 7. Fe· 
bruar 1983 Ober PrOfungs· und FOrderverfahren bei der 
Wiederbeschaffung lang· und mittelfristiger AnlagegO· 
ter und des Erglnzungsbedarfs nach § 9 Abs. 3 des 
Krankenhausflnanzierungsgesetzes, AMBI S. A 55, Nr. 
2.1 Satz 2), bleibt dies als Inhaltliche Konkretisierung 
des Absatzes 2 selbstverstAndlich unberahrt. 

2.7.3 Absatz 3 stellt, wie bereits Art. 6 Abs. 1 Satz 4, allgemein 
klar, daß besondere Vorschriften Ober den Datenschutz 
und Ober Verschwlegenheltspfllchten (Insbes. § 203 
StGB) unberOhrt bleiben. 

2.8 Zu Art. 8: 

2.8.1 Diese Vorschrift unterwirft, wie teilweise bisher schon 
in den Abschnitten XIII, XV und XIX bis XXI Dritte DV­
GesVerelnhG vorgesehen, all Jene Grundstocke, Rlume, 
Anlagen und Einrichtungen der Überwachung der Ge­
sundheltslmter, an die im Interesse des Offentlichen 
Gesundheitsschutzes Anforderungen an die Hygiene zu 
stellen sind. Überwachungsaufgaben nach anderen Vor· 
schritten bleiben unberOhrt (Art. 1 Abs. 3). Die Überwa­
chung der ln Satz 1 Nm. 1 und 2 genannten Einrichtun­
gen erstreckt sich auch auf die Beachtung des Offent­
lichen Heilberufsrechts und die Überwachung der In 
Satz 1 Nr. 9 genannten Hlfen und Flughafen auf die Be­
achtung der Internationalen Gesundheitsvorschriften 
nach Maßgabe des hierzu ergangenen Bundesrechts. 
Die Überwachung dar Blutspendeelnrlchtungen durch 
die Gesundheltslmler (Satz 1 Nr. 4) IA6t die - hier nicht 
umfassenden - Überwachungszustlndlgkelten der 
Pharmazlebeamten dar Regierungen Im Vollzug des 
§ 64 des Arzneimittelgesetzes unberOhrt. Nach plllcht­
gemlßen Ermessen kOnnen die Gesundheltsamtar fer· 
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ner Arzt- und Zahnarztpraxen, Praxen der Angehörigen 
der nichtärztlichen Heilberufe sowie die im Sanitäts­
dienst eingesetzten Einrichtungen des Katastrophen­
schutzes Oberwachen, wenn Anhaltspunkte dafOr vorlie­
gen, daß dort die Anforderungen der Hygiene nicht ein­
gehalten werden !Satz 3). Der Begriff „nichtlrztliche 
Heilberufe" knOpft an den Wortlaut des Art. 74 Nr. 19 des 
Grundgesetzes („andere Heilberufe") an; darunter fallen 
neben den Heilpraktikern und nlchtärztlichen Psycho­
therapeuten die Berufe, die gemeinhin als „Heilhilfs­
berufe" bezeichnet werden. Satz 3 findet keine Anwen­
dung auf Apotheker, obwohl diese auch einen nichtärzt­
lichen Heilberuf ausOben, da sie keine „Praxen" betrei­
ben; die Apothekenaberwachung Ist in § 64 des Arznei­
mittelgesetzes vom 24. August 1976 (BGB1 1 S. 2445, 
2448), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. Februar 
1983 (BGBI 1 S. 169). geregelt (vgl. auch Art. 3 Abs. 4). 

2.8.2 Zum Zwecke der Beseitigung festgestellter hygieni­
scher Mißstände unterrichten die Gesundheitsämter 
die KreisverwaltungsbehOrde (Art. 7 Abs. 1 Satz 2), die 
ggf. Anordnungen nach Art. 9 Abs. 1 Satz 2 erlassen 
kann (vgl. Erl. 2.9 zu Art. 9), sofern nicht eine Sofortmaß­
nahme nach Art. 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 getroffen werden 
muß. 

2.9 Zu Art. 9: 

Oie Regelung enthält in Anlehnung an entsprechende 
Befugnlsnormen In anderen Rechtsvorschriften die von 
der Sache her gebotenen und rechtsstaatlich notwendi­
gen Befugnisse zur ordnungsgemäßen Wahrnehmung 
der Überwachungsaufgaben nach Art. 8 einschließlich 
der Mitwirkungspflichten der Betroffenen. 

Zur Durchsetzung der Befugnisse nach Abs. 1 Nr. 1 bis 
3 sowie zur Beseitlgung festgestellter und zur Verhü­
tung künftiger Verstöße bei der Überwachung nach 
Art. 8 kann die KreisverwaltungsbehOrde Anordnungen 
erlassen, dle ggf. im Wege des Verwaltungszwangs voll­
zogen werden; eine mOgliche Ahndung nach Art. 16 
bleibt unberührt. Diese Regelung wurde nur zur Klarstel­
lung getroffen, da für die bei der Überwachung von Ein­
richtungen notwendigen Maßnahmen gegen die Träger 
der Einrichtungen bereits bisher allaln die Krelsverwal­
tungsbehOrden erstinstanzllch als 9esundheitsrechtli­
che Vollzugsbehörden zustlndlg sind (Art. 7 LStVG). 

Satz 1 Nr. 4 und die Satze 3 bis 5 desAbsatzes 1, die Ihr 
Vorbild In der Vorschrift des§ 10Abs. 7 BSeuchG haben, 
ermOg11chen den GesundheltsAmtarn Sofortmaßnah­
men zur VerhOtung dringender Gefahren fOr Leben oder 
Gesundheit Dritter und sind insbeaondere wegen der 
kurzen Frist von zwei Arbeitstagen (Satz 5) geeignet, fOr 
baldige Rechtsklarheit zu sorgen. 

FOr die den BehOrden des Offentllchen Gesundheits­
dienstes nach anderen RechtSYOrachrlften obliegenden 
Überwachungsaufgaben gelten gern. Art. 1 Abs. 3 aus­
schlle61ich die In diesen Regelungen vorgesehenen Be­
fugnisnormen (z. B. § 64 Abs. 4 AMG, § 14 Abs. 3 und 4 
BayBestG, § 10 Abs. 2 BSeuchG). Vgl. Im Obrlgen hierzu 
auch Erl. 2.8.2 zu Art. 8. ' 

2.10 Zu Art. 10: 

2.10.1 Absatz 1. der im wesentlichen den Vorschriften des Ab­
schnitts 1 Dritte DV-GesVerelnhG entspricht, betrifft die 
Aufgabe der Gesundheitsämter, die Rechtmäßigkeit der 
BerufsausObung der AngehOrfgen dar Arztllchen und 
der nlchtlrztlichen Heilberufe zu beobachten (Berufs­
aufsicht). Das kann sich beZiehen z. 8. auf das Fahren 
unzulässiger Bezeichnungen, auf die Überschreitung 
der Berufsbefugnis oder auf die Verletzung strafrecht­
ltch relevanter Berufspflichten. 

Die Berufsaufsicht des Gesundheitsamts bezieht sich 
nach Satz 1 zunächst auf alte Ärzte, Zahnarzte und 
Apotheker, und zwar unabhängig davon, ob diese Perso· 
nen Ihren Beruf ausOben oder nicht, und auch unabhän­
gig davon, ob sie ihren Beruf selbständig oder In abhän­
giger Stellung ausOben. Oie Berufsaufsicht Ober Tier· 
Arzte ist in Art. 1.4 Satz 1 geregelt. 

Von den AngehOrigen der (sonstigen) nichtärztlichen 
Heilberufe unterliegen nur diejenigen der Berufsauf. 
sieht des Gesundheitsamts, dls einen gesetzlich gere­
gelten Heilberuf - selbstlndig oder In abhängiger Stel­
lung - ausOben ($atz 2l. Die Vorschrift korrespondiert 
mit Art. 8 Satz 2 Alternative 1 (Verantwortlichkeit des Ar· 
beitgebers - Verantwortlichkeit des BerufsangehOri· 
gen). Gesetzlich geregelt sind gegenwärtig die folgen­
den nichtArztlichen Heilberufe: Beschäftigungs- und Ar­
beitstherapeuten, Diätassistenten, Hebammen, Heil­
praktiker, Krankenschwester (-pfleger), Kinderkranken­
schwester, Krankenpflegerhelfer(ln), LDgopäden, Mas· 
seure, Masseure und medizinische Bademeister, nicht­
ärztliche Psychotherapeuten, Krankengymnasten. 
pharmazeutisch-technische Assistenten, medtzinisch­
technlsche Laboratoriums- und Radlologleassistenten, 
Wochenpflegerinnen. Die Berufsaufsicht Ober die 
veterinärmedizlnisch-technischen Assistenten und As­
sistentinnen ist in Art. 14 Abs. 2 Satz 2 geregelt. Selb­
standlg tätige Desinfektoren unterliegen wegen ihrer 
besonderen Bedeutung lm Rahmen der Seuchenbe­
kämpfung - wie schon bisher(§ 21 Abs. 3 Satz 1 Dritte 
DV-GesVereinhG) - ebenfalls der Aufsicht des Gesund­
heitsamts. 

Oie Berufsaufsicht des Gesundheitsamts ermächtigt 
nicht, selbst fOrmliche Maßnahmen zur Ahndung be­
rufsrechtlicher Verfehlungen gegenOber den Betroffe­
nen zu ergreifen. Dies bleibt weiterhin Sache der zustän­
digen Behörden und vor allem - soweit vorhanden -
der Berufsvertretungen. Abgesehen von den Berufsver­
tretungen sind far berufsrechtliche Maßnahmen als Be­
hOrden nach den einschlägigen Rechtsvorschriften 
stets die Regierungen zuständig (vgl. z. B. Art. 66 Abs. 1 
Nr. 2 KaG, § 1 Abs. 2 AVBÄO und die jeweiligen Zustän­
dlgkeltsvorschrlften fQr die Heilhllfsberufe). Die Ge­
sundhettslmter sind Jedoch berechtigt, solche fOrm­
llchen Maßnahmen anzuregen, und nicht gehindert mit 
den Betroffenen wegen deren Verfehlungen Kontakt 
aufzunehmen. 

2.10.2 Absatz 2 fOhrt eine Anzeigepflicht fOr die selbstandlg 
tltigen AngehOrlgen gesetzlich geregelter nlchtärztli­
cher Hellberufe Im Sinne von Absatz 1 Satz 2 ein; die 
Vorschritt gilt also nicht fOr die Apotheker, fOr die eben­
so wie fOr Ärzte und Zahnarzte bereits nach dem Kam­
mergesetz eine Meldepflicht zum Gesundheitsamt be­
steht (Art. 4 Abs. 6, Art. 41Abs.1, Art. 48 Abs. 1 und Art. 
54 Abs. 1 des Kammergesetzes). 

Keiner Melde- oder Anzeigepflicht unterlagen bisher -
mit Ausnahmen der Hebammen - die Angehörigen der 
(sonstigen) nlchUl.rztlichen Heilberufe. Zur Durchfüh­
rung der Im öffentlichen Gesundheitsinteresse gebote­
nen Berufsaufsicht sind aber mindestens auch dann 
Anzelgepfllchten erforderlich, wenn es sich um gesetz­
lich geregelte (Zulasaungs-)Berufe handelt und der Be­
ruf selbstlndlg ausgeObt wird, da der Staat durch die 
Berufszulassung (Anerkennung) eine gewisse Garantie­
funktion gegenOt>er der Öffentlichkeit Obernommen 
hat. Die Anzeigepflicht dient auch der ErfOllung der ge­
sundheltsamtllchen Aufgabe nach Art. 8 Satz 3. 
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Die EinfOhrung einer Anzeigepflicht fOr die in abhängi­
ger Stellung tätigen Angehörigen gesetzlich geregelter 
nicntärztlicher Heitberufe ist im öffentlichen Gesund­
heitsinteresse nicht geboten, da diese in der Regel 
gegen Ober Personen weisungsgebunden sind, die ihrer­
seits anzeigepflichtig sind. FOr die selbstlndlg tAtlgen 
Desinfektoren ist die Festlegung einer Anzeigepflicht 
entbehrlich. da es sich hierbei um einen kleinen, Ober­
schaubaren, dem jewelligen Gesundheitsamt ohnehin 
bekannten Personenkreis handelt. 

Der Inhalt der Meldung ergibt sich fOr Ärzte, Zahnärzte 
und Apotheker aus dem Kammergesetz, für die Obrigen 
Anzelgepflichtigen aus Absatz 2. Es ist beabsichtigt, 
den Inhalt der kammergesetzlichen Meldepflicht bei der 
derzeit anstehenden Änderung des Kammergesetzes 
der inhaltlich umfassenderen Anzeigepflicht nach Ab­
satz 2 anzupassen. Dabei wird auch eine Art. 16 Nr. 3 
entsprechende BuBgeldvorschrlft fOr den Fall der Verlet­
zung der kammergesetzllchen Meldepfllcht geschaffen 
werden. 

2.11 Zu Art. 11: 

Die hier normierten Aufgaben der gesundheitlichen Auf­
klärung und Beratung sind Tell der den Gesundheitsäm­
tern kraft anderer Rechtsvorschriften obliegenden Auf­
gaben auf den Gebieten der Gesundheitsvorsorge und 
der Gesundheitshilfe. wozu Insbesondere auch die 
Schulgesundheitspflege zahlt (Art. 57 des Bayerischen 
Gesetzes Ober das Erziehungs- und Unterrichtswesen 
- BayRS 2230-1-1-K). Sie sind In erster Linie als Ange­
bot, als Hilfe zur Selbsthilfe zu verstehen, die, wie das 
Bundesverfassungsgericht mehrfach betont hat, zu den 
selbstverständlichen Pfllchten eines Sozialstaats ge­
hören (vgl. BVerfGE 40, 121/123; 43, 13/19; 44, 353/375). 

2.11.1 Absatz 1 umschreibt die Aufgaben, die den Gesund­
heitsämtern Im Rahmen der Gesundheitsvorsorge und 
der Gesundheitshilfe obliegen. Wlhrend Satz 1 die ge· 
neraloräventlve Seite der Gesundheitsvorsorge und der 
Gesundheitshilfe anspricht und damit etwa die gesund­
heitliche Aufklärung durch entsprechende Oftentlich­
keitsarbelt der Gesundheltslmter Im Auge hat, bezieht 
sich Satz 2 mehr auf die lndlvldualpräventlon. 

Die im Absatz 1 umschriebene geaundheitllche Bera­
tung und Aufklärung durch die Getundheltslmter Ist 
umfassend. Sie bezieht sich auf alle l.Bbensumstlnde 
und Lebensgewohnheiten, die fOr dl• gesundheitlichen 
Verhältnisse der Menschen von Bed•utung sind. Zu der 
gesundheitlichen Beratung gehort g9f.auch die Vermitt­
lung ··on Hilfen Zustlndlgkelten anderer BehOrden auf 
Grund spezieller Rechtsvorschriften fOrTetlberalche der 
gesundheitlichen Beratung bleiben von der umfassen­
den Beratungszuständigkeit der Gesundheitsämter 
selbstverständllch · unberOhrt. Olee gilt in besonderer 
Weise fOr die ErnAhrungsberatung der Bevölkerung, die 
nach Art. 20 Abs. 2 des Gesetzes zur Förderung der 
bayerischen Landwirtschaft flächendeckend In Bayern 
von den staatllchen Beratungsstellen fOr Ernlhrung 
und Hauswirtschaft an den Ämtern fOr Landwirtschaft 
wahrgenommen wird. Hier wie auf allen Gebieten der 
gesundheitlichen Aufkllrung und Beratung fDhrt eine 
Zuständlgkeltsrege1ung nicht zu einem Ausschluß an­
derer: es muB Im Gegentell begr08t werden, wenn sich 
dieses wichtigen Anllegens alle fachlich Befugten 
Innerhalb oder außerhalb des staatlichen Bereichs an­
nehmen, sei es elgenstlndlg, sei ee In Kooperation mit 
dem Gesundheitsamt (Abs. 2) oder Hf es Im Vollzug In­
stitutioneller Aufgaben des Gesundheitsamtes, wie das 
in erheblichem Umfang bei der Schulgesundheitspflege 

durch niedergelassene Arzte oder bei der Jugena.zahn· 
pflege durch nledergelassene Zahnlrzte geschietit. Da· 
zu gehOrt auch aus gegebenem Anlaß oder gelecentllctl 
anderer AufgabenerfDllung die Beratung zur Gesund· 
heltspflege von SAugllngen und Kleinkindern ein· 
schließlich deren Beobachtung bei Gefahr kOrperllcher, 
geistiger oder seelischer Fehlentwicklung und die ent· 
sprechende Beratung alter Menschen zur Bewält1guno 
deren spezieller gesundheltllcher Probleme: daß hier in 
erhöhtem Maß der Grundsatz der Subsidlar1tAt gegen· 
Ober kurativ tätigen Ärzten besteht, liegt auf der Hand 

2.11.1.1 Besondere gesundhelts- und famlllenpolltlsche Bedeu· 
tung kommt In diesem Rahmen den Aufgaben nach Sfill 
2 Nr. 1 zu. Inhaltlich entsprechen die hiernach den Ge­
sundheltslmtern obliegenden Beratungsaufgaben der 
bisherigen „Matter- und Kinderberatung"(§ 3 Abs. 1 Ab­
schn. 1 Buchst. e GesVerelnhG l.V.rn. § 4 Abs_ 7 Erste DV­
GesVereinhG). Zu den Aufgaben Im Sinne dieser Vor· 
schritt gehOrt auch bisher schon die Aufklärung und Be­
ratung In Fragen der Famltlenplanung. 

2.11.1.2Satz 2 Nr. 2 Ist - wie bisher schon§ 3 Abs. i Abschn. 1 
Buchst. f GesVerelnhG - Rechtsgrundlage tar die ge· 
sundheltllche Beratung der dort genannten Personen· 
gruppen. Der Geaundheltahllte bedürfen vor allem 
Drogen-, Alkohol- und psychisch Kranke, Behinderte 
und Personen, die von einer solchen Sucht oder Krank· 
helt bzw. von einer Behinderung bedroht oder dadurch 
geflhrdet sind. 

2.11.1.3 Bel der Verhütung und Bekämpfung übertragbarer 
Krankheiten handelt es sich um die tradltionelie und 
klassische Aufgabe schlechthln der Gesundheitsämter: 
der Beratung und Aufklärung In diesem Bereich kommt 
nach wie vor besondere Bedeutung zu. Oie seuchen­
rechtllchen Vorschriften und die sozialrechtllchen Re­
gelungen Ober die Tuberkulosehilfe bleiben hiervon un­
berührt, ebenso selbstverständllch die kurative Aufgabe 
der Ärzteschaft In Praxis und Krankenhaus. 

2.11.1.4 Oie In Satz 2 belsplelhett genannten Dienste alnd ala 
Angebot Im Sinne offentl1cher Daseinsvorsorge ZL,; ver­
stehen. Damit dieses Angebot eber von den begOnatlg­
ten Bevölkerungskreisen auch angenommen wird, muß 
gewlhrlelatet sein, daß alles, was In diesem Zusam· 
menhang den beauftragten Bediensteten der Gesund· 
heltelmter anvertraut oder sonst bekannt wird, nicht fOr 
andere Zwecke der Offentllchen Verwaltung verwendet 
wird. Davor sch0tz1 die Vorschrlf1 doe Art. 6 Abs. 1; die 
Ausnahmen sind In Art. 6 Abs. 2 zusammengefaßt. 

2.11.2 Absatz 2 verpflichtet schlle811ch die Geeundheltslmter 
dazu, BemOhungen anderer, Insbesondere privater lnl· 
tlatlven oder Bestrebungen karltatlver und frelgemeln· 
nOtzlger Organisationen um Gesunderhaltung und 
KrankheitsverhOtung sachverstlndlg zu unterstützen; 
ein Anspruch auf finanzielle Förderung wird durch diese 
Vorschrift nicht begrOndet. Die Regelungsgedanken 
des Absatzes 2 gehen Im übrigen auf§ 4 Abs. 12 Erste 
DV-GeaVerelnhG sowie auf § 66 Dritte DV-GesVerelnhG 
zurOck. 

2.12 Zu Art. 12: 

2.12.1 Abs. 1 weist den Gesundheltalmtern (subsldllr) die 
Wahrnehmung der Aufgaben der gerlchtslrztllchen 
Dienste zu, wenn ein gerlchtalrztlicher Dienst nach 
Art. 3 Abs. 2 Sitze 1 und 2 weder zustlndlg Ist noch 
sonst herangezogen wird. Praktisch von Bedeutung 
wird diese Subeldllrlunktlon damit nur In den FAiien 
des Art. 3 Abs. 2 Satz 2 Alternative 2. SfllbatverotAndllch 
eetz1 die gerlchtslrztllche Tltlgkelt Im Einzelfall ein 
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Ersuchen der zusta.ndigen Justizbehörde voraus. Auf 
Art. 17 Abs. 1 Nr. 5 wird verwiesen, wonach eine orlgi­
nlre, prlmlre Aufgabenzuweisung durch Verordnung er­
folgen kann. 

2.12.2 Abs. 2 begründet eine subsidiäre Zuständigkeit der Ärz­
te der Gesundheitsämter fOr den vollzugsärztlichen 
Dienst in den Justizvollzugsanstalten entsprechend der 
bisherigen Rechtslage nach § 1 Abs. 2 des Gesetzes 
Ober den gerichtsArztllchen Dienst (BayRS 2120-4-1) 
i.V.m. §§ ii, 20 der Verordnung Ober den gerlchtsArzt· 
\tchen Dienst (BayRS 2120-4-1-1). Soweit fOr den vollzugs­
arztlichein Dienst andere Ärzte - insbesondere haupt­
amtliche Gefangnisarzte oder niedergelassene Ärzte im 
Nebenberuf - nicht zur VerfOgung stehen, obliegt zu­
nächst den LandgerichtsArzten die Wahrnehmung des 
vollzugslrztllchen Dienstes; eine Ermächtigung zur 
Heranziehung der LandgerlchtsArzte durch Verordnung 
befindet sich in Art. 17 Abs. 2 Nr. 4. Nur soweit auch 
Landgerichtsarzte dafor nicht zur Verfügung stehen, 
obliegt der vollzugsärztliche Dienst den Ärzten der Ge· 
sundheitsämter. 

Diese Regelung bringt zum Ausdruck, daß der vollzugs­
ärztliche Dienst vorrangig von anderen Ärzten wahrge­
nommen werden soll. Damit wird auch der gegenwlrti· 
gen tatsächlichen Situation Rechnung getragen; derzeit 
wird dar anstaltsArztllche Dienst in Bayern nur noch in 
8 Justizvollzugsanstalten von Landgerichtsl.rzten und 
Ärzten der Gesundheitslmter wahrgenommen. 

2.13 Zu Art. 13: 

2J3.1 Absatz 1 umschreibt das allgemeine Aufgabenpro­
gramm der VeterinArAmter und konkretisiert fOr diese 
zugleich die in Art. 1 Abs. 1 enthaltenen allgemeinen 
Ziele des öffentlichen Gesundheitsdienstes. Im einzel­
nen handelt es sich bei den Aufgaben nach Art. 13 
Abs. 1 um all jene Fachaufgaben, die den Veterinär­
ämtern Im Vollzug des öffentlichen Veterinarrechts zu­
gewiesen sind oder werden. Oie Mitwirkung beim 
Schutz der BevOlkerung vor Geflhrdung und Schädi­
gung der menschlichen Gesundheit (Nr. 1 Buchst. a) 
umfaBt namentlich auch die Überwachung der Einhal­
tung arzneimittelrechtllcher Vofsctlrlften im Veterinär­
bereich (tiera.rztliche Hausapotheken; Betriebe, die FOt· 
terungsarzneimlttel im Auftrag de• Tierarztes herstel­
len; Abgabe an Tierhalter). Vom Begriff „abertragbare 
Tierkrankheiten" sind sowohl die von Tier zu Tier als 
auch dle vom Tier auf den Menschen und umgekehrt 
Obertragbaren Krankheiten (Zoo.osen) umfaßt; in 
diesem Zusammenhang gewinnt d•• Zusammenwirken 
mit anderen BehOrden gemU Art. 7 besondere Bedeu­
tung (vgl. a. Erl. 1.1). Die Er!Ollung·der Aufgaben nach 
den Nrn. 1 bis 4 Ist ohne Beratung im Einzelfall oder Auf­
klärung der Bevölkerung u. a. durch wirksame Öffent· 
lichkeitsarbett nicht denkbar, die damit jeweils Auf· 
gabenbestandteH sind. 

2.13.2 Absatz 2 entspricht der Vorschrift des Art. 11 Abs. 2 und 
verpflichtet die Veterlnlrlmter dazu, Bemühungen an­
derer um die Erhaltung und Verbesserung des Schutzes 
und der Gesundheit der Tiere sowie des hygienischen 
Werts der vom Tier stammenden Lebensmittel sachver­
sta.ndig zu unterstützen. Auf die Erl. 2.11.2 zu Art. 11 Abs. 
2 wird Bezug genommen. 

2.14 Zu Art. 14: 

2.14.i Gemäß Abs. 1 Satz 1 können dle veterlnAramter nach 
pflichtgemäßem Ermessen Praxen von TierArzten und 
Tierkliniken Oberwachen, wenn Anhaltspunkte dafür 
vorliegen, daB dort die Anforderungen der Hygiene 
nicht eingehalten werden. Durch die Verweisung in 
Satz 2 werden die von der Sache her gebotenen und 

rechtsstaatlich notwendigen Befugnisse zur ordnungs­
gemltlen Wahrnehmung dieser Überwachungsaufgabe 
eingera.umt und Mitwirkungspflichten t>eorOndet. 

Oie ErtAuterungen zu Art. 8 Satz 3 und zu Art. 9 gelten 
hier entsprechend. 

2.14.2 Ähnlich Art. 10 Abs. 1 verpflichtet diese Vorschrift die 
VeterlnArlmter zur Berufsaufsicht Ober die TierArzte, die 
nichttlerlrztlichen Tierhellbehandler sowie die veterl­
nArmedlzinisch-technischen Assistenten und Assisten­
tinnen. Einer Anzeigepflicht bedarf es allerdings nur for 
die selbstlndig tltigen Angehörigen des letztgenann­
ten Berufs. Tierlrzte sind bereits nach Art. 46 Abs. 1 und 3 
i.V.m. Art. 4 Abs. 6 des Kammergesetzes gegenOber dem 
VeterinAramt meldepflichtig. Andererseits ist eine An­
zeigepflicht bei gewerbamA:ßlg tltigen anderen Tierheit­
behandlem (Tlerheilpraktlkern) entbehrlich, da es sich 
hierbei um eine Oberschaubare Personengruppe han­
delt, die dem jeweiligen VeterlnAramt ohnehin bekannt 
sein muß. 

Die ErlAuterungen zu Art. 10 gelten im übrigen hier ent­
sprechend. 

2.15 Zu Art. 15: 

2.15.1 Absatz 1 Satz 1 ist deklaratorischer Natur und wieder­
holt lediglich Im Interesse des Sachzusammenhangs 
mit Abs. 3 die Befugnisse der staatlichen Behörden des 
Offentllchen Gesundheitsdienstes, nach Maßgabe einer 
GebOhrenordnung fOr Ihre lnahspruchnahme Benut· 
zungsgebOhren zu erheben (Art. 25 des Kostengeset­
zes). Hinsichtlich der kommunalen Behörden des 
Offentllchen Gesundheitsdienstes (Art. 4) steht es im 
pflichtgemlßen Ermessen Ihrer Trlger, ob Benutzungs­
gebOhren erhoben werden (Art. 62 Abs. 2 der Gemeinde­
ordnung, Art. 9 des Kommunalabgabengesetzes). 

Aus der Natur als FachbehOrden ergibt sich, daß die Be· 
hörden des öffentlichen Gesundheitsdienstes häufig 
beratend und aufklArend gegenüber der Allgemeinheit 
und dem einzelnen BOrger tätig werden. Beratung und 
Aufkllrung werden Jedoch nur dann von den BOrgern an­
genommen, wenn dies kostenfrei geschieht <Satz 2). Oie 
Art. 8, 11 und 13 sind nur beispielhaft erwahnt, die 
Kostenfreiheit fOr fachllche Beratung und AufklArung 
besteht hinsichtlich aller Aufgaben, auch außerhalb 
dieses Gesetzes. Nicht unter die Kostenfreiheit fallen 
die Erstattung von Gutachten usw. (Art. 5) sowie Anord· 
nungen nach Art. 9 Satz 1 Nr. i und Satz 2. 

Von Art. 15 Abs. 1 unberührt bleiben besondere Kosten­
regelungen wie belsplel3welse 

- Art. 3 Abs. 2 des Gesetzes Ober Röntgenreihenunter· 
suchungen (BayRS 2126-2-1). 

Art. 6 des Gesetzes Ober die Gutachterstelle fOr die 
freiwl lllge Kastration und andere Behandlungsmetho­
den (BayRS 2120-S-I) oder 

- Art. 7 des Gesetzes Ober den Vollzug des Tierseu· 
chenrechts (BayRS 7831-1-1), 

- Art. 3 Abs. 4 Satz 3 dieses Gesetzes hinsichtlich der 
Tätigkeit der Pharmazlerlte. 

2.15.2 Absatz 2 Ist Inhaltlich Identisch mit den Artikeln 1 und 2 
des Gesetzes zur AusfOhrung des Gesetzes zur Be­
klmpfung von Geschlechtskrankheiten, das damit auf· 
gehoben werden kann (vgl. Art. 18 Abs. 2 Nr. 6). 

2.15.3 Abaatz 3 beatlmmt In ErgAnzung zu Art. 25 Abs. 1 des 
Kostengesetzes, der Grundlage für den Erlaß von 
Rechtsverordnungen aber BenutzungsgebOhren, daß 
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hinsichtlich der von den Landgerichtsärzten zu erheben­
den BenutzungsgebOhren auch das Einvernehmen mit 
dem Staatsministerium der Justiz herzustellen ist. Dies 
entspricht dem (froheren) § 3 a des Gesetzes Ober den 
gerichtsärztlichen Dienst (BayRS 2120-4-1). 

2.16 Zu Art. 16 

Oie Bewehrungsvorschrift ist erforderlich, um die Be­
troffenen zur Erfüllung ihrer In diesem Entwurf vorgese­
henen Pflichten anzuhalten. Die Nummer 1 Buchst. a 
und b stimmem dabei mit der entsprechenden Bußgeld­
vorschrlft in§ 69 Abs. 1 Nm. 1 und 2 üeweils in Verbin­
dung mit § 10 Abs. 2 Sitze 2 und 3) des Bundes-Seu­
chengesetzes überein. Nur durch Bewahrung kann auch 
sichergestellt werden, daß die anzeigepflichtigen Ange­
hörigen der nichtärztlichen Heilberufe sowie die anzeige­
pf llchtigen veterinärmedlzinlsch-technlschen Assisten­
ten und Assistentinnen tatslchlich dieser Pflicht nach­
kommen (Nummer 2); der Verwaltungszwang reicht in­
soweit nicht aus, da der Berufsangehörige dem Gesund­
heitsamt bzw. dem Veterlnlramt ohne Anzeige vielfach 
nicht bekannt ist und damit die Berufsaufsicht Ober 
selbständig im Gesundheitswesen Tätige leerlaufen 
wOrde. 

Der gewählte Bußgeldrahmen ist im Hinblick auf die Be­
deutung des zu schOtzenden Gemeinschaftsinteresses 
Gesundheit angemessen. 

2.17 Zu Art. 17: 

Diese Vorschrift enthält den Katalog der zur AusfOhrung 
dieses Gesetzentwurfs und anderer Rechtsvorschritten 
erforderlichen Ermächtigungen. Im Interesse der Über­
schaubarkeit sollen dabei möglichst alle Regelungen 
aufgrund der in Absatz 1 enthaltenen Ermächtigungen 
in einer Rechtsverordnung zusammengefaßt werden. 

2.17.1 Absatz 1 Nr. 1 ermöglicht es. den Gesundheits· und 
Veterinärämtern bei Bedarf, etwa aufgrund neuer wis­
senschaftlicher Erkenntnisse, besondere Aufgaben im 
Rahmen der allgemeinen Aufgabenstellung nach Art. 1 
Abs. 1 und Abs. 2 zuzuweisen. Die Aufgabenzuweisung 
könnte zwar im Hinblick auf die umfassende Beschrei· 
bung der Aufgaben des OffentUchen Gesundheitsdien­
stes in Art. 1 weitgehend auch durch konkretisierende 
Verwaltungsvorschriften erfolgen, diles wäre allerdings 
wegen des den kommunalen Trlgerti des öffentlichen 
Gesundheitsdienstes (Art. 4) auch Im Obertragenen Wir­
kungskreis verbliebenen Restbestands an Selbstverwal­
tungsrechten (vgl. Art. 109 Abs. 2 Satz 2 der Gemeinde­
ordnung) nicht ausreichend. Auf Art. 4 Abs. 1 Satz 2 wird 
in diesem Zusammenhang Bezug genommen. 

Werden den GesundheltsAmtern besondere Beratungs­
aufgaben Im Sinne von Art. 11 zugewiesen, so wird In 
der Rechtsverordnung auf Art. 6 Abs. 1 hingewiesen 
werden mossen, so daß die neuen Aufgaben den glei­
chen Geheimhaltungspflichten unterliegen. 

2.17.2 Absatz 1Nr.2 Obernlmmt die noch notwendigen blsherl· 
gen Ermächtigungen In Art. 2 Abs. 2 und 3 Satz <4 des 
Gesetzes über den Vollzug des Lebensmittelrechts (vgl. 
Art. 18 Abs. 2). Oie Begriffe L&benamlttel, Tabakerzeug­
nisse, kosmetische Mittel und Bedarfsgegenstlnde ent­
sprechen denen des L.sbensmlttel- und Bedarfsgegen­
ständegesetzes. 

2.17.3 Absatz 1 Nr. 3 bezieht sich auf die MOgllchkelten zur 
AufgabenrackCbertragung nach Art. 4 Abs. 2. 

2.17.4 Absatz 1 Nr. 4 entspricht§ 4 des Gesetzes aber den ge­
rlchtsArztllchen Dienst (vgl. Art. 19 Abs. 2 Nr. 5). Der Er­
mAchtlgungsumfang wurde Jedoch nlher konkretisiert. 

Insbesondere wurde die MOgllchkelt zur Wahrnehmung 
des vollzugsArztlichen Dienstes bei den Justizvollzug­
sanstalten durch die L.andgerlchtslrzte erOffnet. Dies 
entspricht der bisherigen Regelung In § 1 Abs. 2 des Ge­
setzes Ober den gerlchtsärztllchen Dienst (BayRS 
2120-4-1); auf die Erl. 2.12.2 zu Art. 12 Abs. 2 wird Bezcg 
genommen. Ferner Ist dadurch klargestellt, daß die ge­
rlchtslrztllchen Dienste auf Ersuchen der zuständigen 
VerwaltungsbehOrde auch In Bußgeldsachen nach 
§ 2-4 a StVG als sachverstlndige Behörden, namentlich 
zur Erstellung von ROckrechnungsgutachten, tAtlg 
werden. 

2.17.5 Absatz 1 Nr. 5 ermOgllcht es, ein Gesundheitsamt oder 
mehrere Gesundheltslmter im Landgerlchtsbezir1< mit 
der Wahrnehmung von gerlchtslrztllchen Aufgaben zu 
beauftragen, wenn der an sich zustlndlge Landge­
richtsarzt diese Aufgaben, etwa wegen Fehlens von 
Arztllchem Personal, nicht wahrnehmen kann. Im Unter­
schied zu Art. 12 kann damit eine orlginAre Zustlndlg­
kelt der Gesundheltslmter for gerlchtslrztllche Auf­
gaben begrQndet werden. Unbeschadet dessen bindet 
diese Vorschritt die Gerichte und Justizbehörden In der 
Auswahl der Sachverstlndlgen nicht. 

2.17.6 Die Ermlchtigungsnorm In Absatz 2 Nr. 1 Buchst. a Ist 
neu. Die Verordnung der Bayer. Staatsregierung zur Aus­
fOhrung der Bund~sarzteordnung und der Approbations­
ordnung far Ärzte (AVBÄO) (BayRS 2122-2-1) beruht bis­
lang unmittelbar auf § 12 Abs. 6 der Bundesärzteord­
nung (BÄO) In der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Oktober 1977 (BGBI 1 S. 1885), wonach die Landes· 
regierungen die zur DurchfOhrung der BÄO zuständigen 
BehOrden bestimmen. Durch das Vierte Gesetz zur .l.n­
derung der BÄO vom 14. MArz 1985 (BGBI 1 S. 555) wurde 
der bisherige§ 12 Abs. 6 zu Absatz 8 und erhielt folgen­
de Fassung: „Die zur Durchführung dieses Gesetzes zu· 
ständigen BehOrden bestimmen sich nach Landes­
recht." Im Hinblick auf Art. 77 Abs. 1 der Bayer. Verfas­
sung bedarf es kOnttlg einer landesgesetzllchen Er­
mlchtigungsnorm, die die fOr den Erlaß der AVBAO zu­
ständige Behörde bestimmt. Adressat der Ermächti­
gungsnorm ist kOnttlg allein das fOr das Ausblldungs­
und PrQfungswesen fOr die Berufe des Gesundheitswe­
sens zustlndlge Staatsministerium des Innern(§ 3 Nr. 6 
der Verordnung Ober die Geschlftsvertellung der Bayeri­
schen Staatsregierung). Die AVBÄO wird aufgehoben 
(AAi. 19 Abs. 2 Nr. 13) und durch das Staatsministerium 
des Innern neu entsprechend der gelnderten BÄO erlas­
sen werden. 

Im Cbrlgen enthllt Absatz 2 (Nr. 1 Buchst. b bis f) aus 
RechtsberelnlgungagrOnden eine Zusammenfassung 
all jener Enmlchtlgungsgrundlagen aber den Vollzug 
bundesrechtllcher Vorschriften des materiellen Ge­
sundheitsrechts, die Im Hinblick auf Art. 77 Abs. 1 der 
Bayer. Verfassung bisher besonderer AusfOhrungsge­
setze bedurften. Diese können damit aufgehoben wer· 
den (Art. 19 Abs. 2 Nm. 7 bis 12). 

Oie Ermlchtlgungsnorm In Abs. 2 Nr. 2 Ist erforderlich, 
da das gleichlautende Gesetz Ober die Zustlndlgkelt 
zur Festlegung der fachlichen Anforderungen an Gefla. 
gelflelschkontrolleure (BayRS 2125-7-3-1), auf Grund 
dessen die Ausbildungs· und PrOfungsordnung far Ge­
flOgelflelschkontrolleure (BayRS 2125-7-3-ln erlassen 
wurde, durch Art. 19 Abs. 2 Nr. 9 aufgehoben wird. 

2.18 Zu Art. 18: 

2.18.1 Diese Vor8Chrlfl enthllt den Katalog der durch diesen 
Entwurf bedingten Anderungen anderer Rechtavor­
schrtflen. 
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2.18.2 Die Bestimmungen des Art. 2 Abs. 1 Satz 2 und Absitze 
2 bis "4 des Gesetzes Ober den Vollzug des Tierseuchen­
rechts sind im Hinblick auf die Regelungen In Art. 2 Abs. 
2 und 3 und Art. 4 des Entwurfs entbehrlich. 

2.18.3 Oie Neufassung des Art. 2 des Gesetzes Ober den Voll­
zug des Lebensmlttelrechta lndert nichts an dem bishe­
rigen Rechtszustand. Die bislang nach Art. 2 Abs. 1 die­
ser Vorschrift bestehenden Aufgaben der staatlichen 
und kommunalen Untersuchungslmter bleiben unbe­
rOhrt; sie sind nunmehr In Art. 3 Abs. 1 und In Art. 4 
Abs. 1 geregelt. Der neue Satz 2 bringt eine klare 
Rechtsgrundlage fOr § 2 der Verordnung zur DurchfOh­
rung des Gesetzes Ober den Vollzug des IJ!bensmlttel­
rechts, der die Sachverstlndigen Im einzelnen benennt. 
Die weggefallenen Bestimmungen (bisherige Absitze 2 
und 3) sind Im Hinblick auf die Regelungen In Art. 3 
Abs. 1 und In Art. 17 Abs. 1 Nr. 2 entbehrlich. 

2.18.4 Bel Absatz 3 handelt es sich um eine Im Hinblick auf 
Art. 1 Abs. 1 Nr. 3 und Art. 13 Abs. 1 Nr. 5 notwendige 
Folgelnderung. 

2.18.5 Gemae Art. 57 Abs. 1 Satz 1 des Bayerischen Gesetzes 
Ober das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) 
wird die Schuldgesundheitspflege von den Gesund-

heltslmtem „nach Maßgabe der gesetzlichen Bestim­
mungen" wahrgenommen. In der BegrOndung dazu wird 
Bezug genommen auf§ 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. d des Ges­
VerelnhG sowie auf § 58 der Dritten DV·GesVerelnhG 
(vgl. Bayer. Landtags-Drucksache 9/9803, S. 37). Da 
diese Vorschriften aufgehoben werden (vgl. Art. 19 
Abs. 2 Nr. 1 und Nr. 4), wird die nicht notwendige Bezug­
nahme in .Art. 57 Abs. 1 Satz 1 BayEUG auf besondere 
gesetzliche Bestimmungen gegenstandslos und kann 
entfallen. Rechtsgrundlage fOr die Wahrnehmung des 
schullrztlichen Dienstes durch die GesundheitsAmter 
wird kOnftlg nur noch Art. 57 BayEUG sein, auf Grund 
dessen Absatz -4 die Gemeinsame Bekanntmachung der 
Bayerischen Staatsministerien des Innern, tor Unter­
richt und Kultus und fOr Arbeit und Sozialordnung vom 
12. Oktober 1983 zur Schuldgesundheitspflege (MABI 
Nr. 2611983, S. 825 1.) erlassen wurde. 

2.19 Zu Art. 19: 

Diese Vorschrift betrifft In Absatz 1 das Inkrafttreten 
des Gesetzes und fOhrt In Absatz 2 diejenigen zahlrei­
chen Gesetze und Verordnungen auf, die entbehrlich 
werden. 
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